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Editorial

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

es ist ruhig geworden um die NRV Rheinland-Pfalz in 
den letzten Jahren.

Dies lag einerseits daran, dass wertvolle Mitglieder sich 
neuen Aufgaben – innerhalb und außerhalb der Justiz – zu-
gewandt haben, vor allem aber daran, dass der überraschen-
de Tod unserer langjährigen Sprecherin, Claudia Meßer (Di-
rektorin des Amtsgericht Hermeskeil), eine nicht zu füllende 
Lücke hinterließ. Claudia war nicht nur unser Motor und un-
sere Ideengeberin, sondern vor allem eine Freundin, deren 
Ableben uns alle gelähmt zurückließ. Gerade die Förderung 
der Assessorinnen und Assessoren lag ihr immer sehr am 
Herzen, weshalb wir uns entschieden haben, in dieser ersten 
Ausgabe unseres Newsletters – gleichsam als Erinnerung an 
Claudia, aber auch als Reminder für junge Kolleginnen und 
Kollegen – das von ihr verfasste „Merkblatt“ für neu einge-
stellte Richterinnen und Richter nochmals aufzulegen. 

Nach längerem „Schweigen“ hat der NRV Landesver-
band Rheinland-Pfalz nun also beschlossen, gemeinsam mit 
den saarländischen Kollegen, die Arbeit wieder zu intensivie-
ren und so ein Ansprechpartner mit offenem Ohr für die Sor-
gen und Nöte der Kolleginnen und Kollegen zu sein. 

Wir planen regelmäßig einen Newsletter mit interessan-
ten Artikel rund um die Justiz für euch zusammenzustellen 
und auch spezifischen Anliegen auf den Grund zu gehen. In 
der ersten Ausgabe starten wir zunächst mit einem Interview 
mit dem Präsidenten des Landgerichts Trier, Dr. Manfred 
Grüter, zu seiner Sicht auf die Lage der Justiz.

Damit wir uns in Zukunft Euren Anliegen besser widmen 
können, unsere Bitte: Teilt uns mit, wo der Schuh drückt. 
Welche Änderungsbedarfe seht ihr in der rheinland-pfälzi-
schen Justiz vorrangig? Was läuft gut, was läuft schlecht? 
Worum müssen wir uns dringend kümmern? Arbeitsbedin-
gungen, Beurteilungswesen, Besoldung, Probleme mit der 
eAkte oder ganz andere Schwierigkeiten könnten Themen 
sein. Als Interessenvertretung möchten wir für euch da sein. 

Zum Lesen haben wir Euch an dieser Stelle in unserem 
ersten Newsletter einen interessanten Artikel zum österrei-
chischen Beurteilungswesen beigefügt.

Darüberhinaus war die NRV immer mehr als „nur“ ein 
herkömmlicher Berufsverband. Justizpolitik spielt für uns ei-
ne große Rolle. Die Unabhängigkeit der Justiz ist und bleibt 
ein Kernanliegen der NRV. Einen aktuellen Beitrag hierzu ha-
ben wir für euch auch diesem Newsletter beigefügt. 

Die NRV hatte zudem seit jeher die Rolle der Justiz 
für die Gesellschaft im Fokus. Gerade in der jetzigen Zeit 

erscheint uns dieser, der verfassungsgemäßen Ordnung 
immanente Auftrag an die Richterschaft als extrem wich-
tig: Es ist auch und insbesondere an uns Richterinnen und 
Richtern, die Justiz in der Demokratie zu beschützen, um 
letztere wehrhaft zu halten. Ein nachdenklicher, aber sehr 
wichtiger Beitrag zu einer Zeit, in der dies nicht gelang, ist 
der im Newsletter enthaltene Artikel „Juristinnen unter dem 
Hakenkreuz“.

Im Sinne dieses von uns für sehr wichtig gehaltenen 
Engagements der Justiz für den Rechtsstaat haben wir in 
Kooperation mit dem Broadway-Kino in Trier eine Veranstal-
tungsreihe zum Thema Demokratie ins Leben gerufen, denn 
ohne Demokratie keine funktionsfähige Justiz – und umge-
kehrt. 

Marie-Theres Baur berichtet auf Seite 8 über den gelun-
genen Start der Reihe mit dem Film „Riefenstahl“ und einem 
anschließenden Filmgespräch. Wir setzen die Reihe am 
18.6.2025 fort mit dem Film „Der Staat gegen Fritz Bauer“, 
wieder mit einem interessanten Experten (Georg D. Falk, 
Vors. RiOLG a.D. und Gründer des Marburger Demokratie-
kinos) als Gesprächspartner. 

Ihr seid herzlich eingeladen!

Nancy Poser
Amtsgericht Trier

Unsere Autor*innen: 

Harry Addicks, Vorsitzender Richter am 
Verwaltungsgericht Aachen a.D. 
Marie-Theres Baur, Richterin am Amtsgericht Trier
Hans-Ernst Böttcher, Präsident des Landgerichts 
Lübeck i.R. 
Thomas Haug, Richter am Amtsgericht 
Saarbrücken
Claudia Meßer, Direktorin des Amtsgerichts 
Hermeskeil
Ulrike Schultz, Akademische Oberrätin an der 
Fern-Universität Hagen
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Interview mit Dr. Manfred Grüter, 
Präsident des Landgerichts Trier 

Du bist nunmehr seit sieben Jah-
ren Präsident des LG Trier. Wenn 
du zurückblickst, was ist beson-
ders gut gelaufen, was besonders 
schlecht?

Wenn ich die letzten sieben Jahre be-
trachte, kann ich zusammenfassend sa- 
gen, dass die Richterinnen und Richter 
sowie die Gerichte insgesamt nicht nur in 
meinem Bezirk, sondern in ganz Rhein-
land-Pfalz eine sehr gute Arbeit leisten. 
Gerichte und Anwaltschaft stellen sicher, 
dass die Bürgerinnen und Bürger sich 
darauf verlassen können, mit ihren Anlie-
gen gehört zu werden und in angemes-
sener Zeit eine tatsächlich wie rechtlich 
gut überlegte Entscheidung zu erhalten. 
Wir haben – gerade auch im internatio-
nalen Vergleich – eine sehr gut funktionierende Gerichts-bar-
keit mit durchweg sehr engagierten Kolleginnen und Kolle-
gen. Das daraus entstandene Vertrauen in die Justiz ist ein 
hohes Gut, das es sorgsam zu bewahren gilt. 

 Während der Corona-Pandemie ist es gelungen, alle Ge-
richte arbeitsfähig zu halten und trotz aller Einschränkungen 
und aller Ängste der Mitarbeiter:innen das verlässliche Funk-
tionieren der Justiz zu gewährleisten. Das beispielhafte Enga-
gement der Kolleginnen und Kollegen aus allen Einstiegsäm-
tern machte dies möglich. Homeoffice wurde zügig umgesetzt, 
die IT-Ausstattung hierfür, insbesondere die Netzzugänge, 
wurde durch das Justizministerium und die Oberlandesgerich-
te schnell und unbürokratisch bereitgestellt. Die Bewältigung 
der mit der Pandemie verbundenen Herausforderungen ist da-
her eine klare Erfolgsgeschichte. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat in den letzten Jahren die 
Zahl der Richterstellen deutlich erhöht, so dass der Deckungs-
grad nach PEBB§Y jetzt bei etwa 100 % liegt. Eine Forde-
rung aller Verbände ist damit erfüllt worden. Dies ermöglichte 
in meinem Bezirk, alle Gerichte personell so gut auszustatten, 
dass in den meisten Dezernaten die Bestände zurückgegan-
gen sind und die Richterinnen und Richter wieder mehr Zeit für 
ihre Verfahren haben, was dankbar aufgenommen wird. 

Auch die Einführung der eAkte in Zivil-, Familien- und Be-
treuungssachen an allen Amtsgerichten und in Zivilsachen 
beim Landgericht ist aus meiner Sicht eine Erfolgsgeschichte. 
Insbesondere ist es gelungen, den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern ihre Ängste zu nehmen und eine verbreitete Akzeptanz 
für die Digitalisierung der Justiz innerhalb und außerhalb der 
Gerichte zu erzeugen. 

Erfolgreich ist auch die flächende-
ckende Ausstattung der Gerichte mit Vi-
deokonferenztechnik verlaufen. Man mag 
die Videoverhandlung aus guten Gründen 
teilweise kritisch sehen, dennoch sind die 
Gerichte auch insoweit moderner, effekti-
ver und zukunftsfähiger geworden. 

Ein durchgängiges Problem nicht nur 
beim Landgericht Trier ist die Bearbeitung 
vom Nichthaftsachen in den Strafkam-
mern, weil die Bearbeitung der Haftsa-
chen einen Großteil der Kapazitäten der 
Kammern in Anspruch nimmt, so dass 
es in den Fällen, in denen der Angeklag-
te nicht in Haft sitzt, nicht selten mehre-
re Jahre dauert, bis es zu einer Verhand-
lung kommt. Dies ist für den Bürger kaum 
verständlich und für den Angeklagten so-
wie das Tatopfer oft eine hohe, manchmal 

kaum erträgliche Belastung. Vollständig lösen ließ sich das 
Problem trotz guter personeller Ausstattung der Strafkammern 
nicht, aber immerhin konnte in Trier u.a. durch die Einrichtung 
einer weiteren Strafkammer, die im Schwerpunkt Nichthaftsa-
chen bearbeitet, eine deutliche Verbesserung der Situation er-
reicht werden.

Konntest du deine Vorstellungen umsetzen?

Ja, auf jeden Fall. Es gibt zwar feste Rahmenbedingun-
gen, die nicht zu ändern sind, aber es gibt einen großen Spiel-
raum für Ideen, für den Umgang mit allen bei den Gerichten 
Beschäftigten und für die Entscheidungsfreiheit, die man den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Verwaltung lässt.

Du bist Mitglied der NRV. Konntest du Ziele oder 
Werte der NRV in die Arbeit einbringen?

Die richterliche Unabhängigkeit ist aus meiner Sicht der 
zentrale Wert, an dem sich alles Handeln ausrichten muss. 
Dies gilt zum einen für alle Entscheidungen der Verwaltung, 
etwa bei Geschäftsprüfungen oder – in besonderer Weise – 
bei Beurteilungen, zum anderen aber auch für die wichtige 
Aufgabe, als Leiter eines Gerichts gegenüber Dritten die be-
sondere Bedeutung der richterlichen Unabhängigkeit für einen 
demokratischen Rechtsstaat zu erklären und für sie zu wer-
ben. 

Die NRV kämpft ja für die Selbstverwaltung der Jus-
tiz und auch für die Abschaffung von Beförderungs-

Manfred Grüter, Foto: privat
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ämtern einschließlich der Gerichtsleitungen. Wie ist 
Deine Einstellung dazu?

Ich bin der Überzeugung, dass jedenfalls Elemente ei-
ner Selbstverwaltung die Justizministerien stärken und deren 
Akzeptanz bei den Kolleginnen und Kollegen erhöhen würde. 
Skeptisch bin ich, was die Verhandlungsmacht eines Selbst-
verwaltungsgremiums gegenüber dem Finanzministerium bei 
den Haushaltsverhandlungen anbetrifft, ein politisch gut ver-
netzter Justizminister wird hier in aller Regel mehr erreichen. 
Außerdem sehe ich bei einer selbstverwalteten Justiz, an de-
ren Spitze ein Gremium stehen würde, die Gefahr einer Diffu-
sion von Verantwortung.

Beförderungsämter gehen im Regelfall mit einer höheren 
Verantwortung einher. Dies rechtfertigt daher auch eine Be-
förderung und damit einhergehend eine höhere Besoldung. 
Wichtig ist allerdings, diese Verantwortung auch einzufordern. 
Die Ernennung zum ständigen Vertreter des Direktors muss 
daher mit der Übernahme von Aufgaben in der Gerichtsleitung 
einhergehen, um nur ein Beispiel zu nennen. 

Bei den Gerichtsleitungen stelle ich fest, dass es eines 
großen Maßes an Lebens- und Berufserfahrung bedarf, um 
diese Aufgabe gut wahrnehmen zu können. Es geht weniger 
um Verwaltungsabläufe, das technische Handwerkszeug lässt 
sich schnell erlernen, sondern vielmehr um die Führung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wann ein guter Augenblick 
für ein Gespräch ist, wie etwa ein gutes Mitarbeiter- oder Kri-
tikgespräch aussieht, wie mit Personalengpässen gut umge-
gangen werden kann, wann ich mit wem ein Gespräch führen 
kann oder sogar muss, für alles das und vieles mehr braucht 
man nicht nur eine gute Fortbildung, sondern vor allem sehr 
viel Erfahrung. Daher sehe ich eine professionelle Gerichtslei-
tung als unabdingbar an, nicht nur im Interesse der Beschäftig-
ten, sondern gerade auch im Interesse der rechtssuchenden 
Bürgerinnen und Bürger.

Passen Beförderungen und Beurteilungen eigentlich 
zu einer unabhängigen Justiz oder ist das nicht eher 
Ausdruck eines richterlichen Beamtentums?

Für Beförderungen gilt das Gesagte: Wer befördert wer-
den will, muss bereit sein, mehr zu arbeiten und mehr Ver-
antwortung zu übernehmen. Wer etwa die Leitung einer Straf-
kammer übernimmt, hat eine deutlich anspruchsvollere Aufga-
be zu bewältigen als die Beisitzer. Dies mit einer Beförderung 
und einer höheren Besoldung zu verbinden, ist für mich nicht 
nur in Ordnung, sondern einfach zwingend. In der freien Wirt-
schaft ist es schließlich auch nicht anders.

Steht man aber zu Beförderungen, sind auch Beurtei-
lungen notwendig, um eine transparente und rechtskonforme 
Auswahlentscheidung treffen zu können. Die Achtung der rich-
terlichen Unabhängigkeit und eine wertschätzende, respekt-
volle Haltung sind beim Verfassen von Beurteilungen jedoch 
auf jeden Fall unerlässlich. Für die Zukunft könnte ich mir vor-
stellen, nach österreichischem Vorbild die Beurteilung einem 
Ausschuss zu übertragen, zu dem neben dem Landgerichts-
präsidenten auch Vertreter der Richterschaft gehören. 

Welche Bedeutung haben Erledigungszahlen für Dich 
bei der Beurteilung von Proberichter*innen?

Erledigungszahlen sind keinesfalls allein maßgeblich für 
die Beurteilung, es kommt immer auch entscheidend auf vie-
le andere Gesichtspunkte an, etwa Rechtskenntnisse, die Art 
und Weise der Verhandlungsführung oder den Umgang mit 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Sie können aber ein In-
dikator sein, dass es Schwierigkeiten gibt, das zugewiesene 
Dezernat zu bewältigen. Hier gilt es vor allem, das Gespräch 
zu suchen und die Hilfen anzubieten, die benötigt werden. In 
aller Regel ist das Problem dann schnell gelöst.

Zur rheinland-pfälzischen Justizpolitik: Du hast in 
einem Artikel im September 2011 gefordert, dass die 
damalige Koalition die Einführung der Selbstverwal-
tung prüfen solle. Gab es dazu Ansätze?

Nein, leider nicht.

Überall im Land hört man Klagen über die Ein-
führung der E-Akte. Läuft es da in Trier besser?

Aus meiner Sicht läuft die Arbeit mit der eAkte sehr gut. 
Nach einer anfänglichen Krise, die das Projekt beinahe zum 
Scheitern gebracht hätte, hat das Land massiv in den Ausbau 
der Hardware und Software beim LDI und in das Leitungs-
netz investiert, seitdem funktioniert das Arbeiten mit der eAk-
te – mit der ich selbst auch täglich arbeite – in aller Regel 
reibungslos. Insbesondere Systemausfälle und zu geringe 
Geschwindigkeit gehören bis auf wenige Ausnahmen der Ver-
gangenheit an. Die Entscheidung für die Software eiP, welche 
Fachanwendung und eAkte integriert, war aus meiner Sicht 
richtig. Natürlich trauern noch manche der schnell geschrie-
benen handgeschriebenen Verfügung nach und dauert das 
Signieren länger als eine Unterschrift, dies sind jedoch Nach-
teile, die durch die vielen Vorteile der eAkte (Übersichtlichkeit; 
Suchfunktionen; Filtermöglichkeiten etc.) bei weitem aufge-
wogen werden. Die Arbeit mit der eAkte möchte nach meiner 
Erfahrung kaum noch jemand missen.

Zurück in die Niederungen der Justiz: Gibt es einen 
Rat, den du jungen Kolleg*innen mit auf den Weg 
geben möchtest, auch und gerade im Umgang mit 
Direk-tor*innen und Präsident*innen? 

Die ersten Berufsjahre sind von besonderer Bedeutung, 
weil in ihnen wesentliche Prägungen erfolgen. Verschiede-
ne Rechtsgebiete und Gerichte kennenzulernen, erweitert 
den Horizont um wertvolle Eindrücke und Erfahrungen. Mein 
Rat wäre, selbstbewusst eine derart breit angelegte Ausbil-
dung einzufordern und offen zu sein für Neues. Also: Neugier-
de und Selbstbewusstsein! *
Die Fragen stellte Guido Kirchhoff im Novemver 2024.
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Proberichter-Merkblatt
von Claudia Meßer

Ich habe es geschafft,

•	 mein Ziel ist erreicht: Ich bin Richterln, vereidigt, habe 
eine Robe und spreche Urteile „im Namen des Vol-
kes“‚

•	 ich habe keine Hemmungen mehr, in die Akten zu krit-
zeln,

•	 ich bin nicht mehr so nervös, meine Verhandlungs-
leitung klappt immer besser, die Anwälte akzeptieren 
mich langsam,

•	 ich bin sicherer bei der Formulierung des Tenors, kann 
halbwegs manierliche Urteile absetzen. Und stelle er-
freut fest, dass diese meistens auch rechtskräftig wer-
den. Also müssen sie ja auch richtig sein ...

(Moment mal, ist diese Schlussfolgerung richtig?)

Das materielle Recht habe ich an der Uni gelernt, das 
Prozessrecht weniger. In der Referendarzeit habe ich davon 
eine Ahnung bekommen, das was fehlt, lerne ich in der Praxis. 
Zum Glück gibt es Kommentare, Lehrbücher und den einen 
oder anderen Kollegen, den ich fragen kann.

Aber: Mit der Zeit bemerke ich, dass

•	 wir Juristen gelernt haben, uns in den Gesetzen eini-
germaßen zurecht zu finden, aber von den Dingen, 
die hinter den Rechtsfragen stehen, kaum etwas wis-
sen;

•	 wir lernen, mit der Aktenbearbeitung klar zu kommen, 
aber uns niemand sagt, welche Wirkung die Aktenbe-
arbeitung für die Rechtsuchenden, Parteien, Betroffe-
nen, Angeklagten, und wie sie auch alle heißen, hat;

•	 wir es mit Menschen aus sozialen Schichten zu tun 
haben, die uns fremd sind;

•	 wir deren Sprache nicht wirklich verstehen und denen 
unsere Sprache oft nicht verständlich ist;

•	 der formale Sachverhalt oft nicht das ist, worum es 
den Parteien eigentlich geht;

•	 eine streitige Entscheidung nicht immer richtig ist, 
auch wenn sie der Rechtslage entspricht;

	 ich nie etwas von interkultureller Kommunikation im 
Gerichtssaal gelernt habe ...

Und ich erkenne,

dass meine Examensnote keine Rolle mehr spielt und dass 
nur ein Teil der Fähigkeiten, die wir Richterlnnen brauchen, im 
Bereich der Rechtsanwendung liegt. 

Mindestens genau so viele Fähigkeiten brauchen wir 

in anderen Bereichen:
•	 wir brauchen Einfühlungsvermögen,
•	 wir brauchen Empathie,
•	 wir brauchen eine einfache, klare Sprache,
•	 wir müssen kommunikativ sein,
•	 wir brauchen Lebenserfahrung,
•	 wir brauchen psychologische Kenntnisse,
•	 wir müssen kooperativ sein und die Fähigkeit haben, 

in Netzwerken zu arbeiten,
•	 wir müssen systemisch und vernetzt denken können,
	 und nicht zuletzt brauchen.wir zu unserer Überzeu-

gungskraft auch Bescheidenheit.

Dies alles müssen wir nach außen tragen,

•	 wir müssen zu erkennen geben, dass uns wichtig ist, 
was uns die Menschen sagen wollen,

•	 wir dürfen deshalb nicht vorschnell sagen, „das hat mit 
der Sache nichts zu tun“,

•	 wir müssen uns Zeit nehmen,
•	 wir müssen den Menschen, die zu uns kommen, zei-

gen, dass wir sie wertschätzen, egal welcher sozialen 
Schicht sie angehören,

•	 wir müssen uns öfter mal bildlich gesehen auf den 
Platz im Gerichtssaal setzen, den die Anderen (Streit-
parteien, Angeklagte, Anwälte, Staatsanwälte, Betrof-
fene, Zeugen, Erziehungsberechtigte, Jugendamtsmit-
arbeiter, Betreuer, Bewährungshelfer, .. ) einnehmen, 
um zu merken

		  – wie es denen geht,
		  – welche Auswirkungen unser Handeln auf sie hat,
•	 und wir müssen immer glaubhaft darstellen können, 

dass materielle Gerechtigkeit grundsätzlich vor formel-
ler Gerechtigkeit stehen muss.

•	 Und eigentlich müssen wir uns jedes Mal, bevor wir 
ein Urteil „im Namen des Volkes“ verkünden, erst ein-
mal innerlich schütteln, um uns die Bedeutung dieser 
Worte klar zu machen.

Leider hat uns dies alles niemand gesagt. 

Uns hat auch niemand gesagt,

dass es ein selbstverständliches Gebot der Höflichkeit ist,
•	 uns, wenn wir neu an ein Gericht kommen, nicht nur 

bei den Kollegen, sondern auch bei den anderen Be-
diensteten zumindest unserer Abteilung vorzustellen, 
auch bei den Putzfrauen,

•	 beim Betreten des Gerichtes erst einmal den Wacht-
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meister zu grüßen,
•	 die Parteien zu begrüßen und uns ihnen vorzustellen, 

( das ist besonders wichtig, wenn wir Verwaltungsrich-
ter sind und die Parteien sehen, dass uns ,,die Gegen-
seite‘‘, nämlich die Vertreter der Behörden, bekannt 
ist,

•	 uns den Anwälten, Vertretern von Behörden, Sachver-
ständigen, Dolmetschern ... vorzustellen,

•	 den Parteien / Anwälten, ... ausreichend bemessene 
Fristen zur Stellungnahme zu gewähren,

•	 bei Verzögerungen am Verhandlungstag mit den war-
tenden Beteiligten der nächsten Sache Kontakt aufzu-
nehmen, sobald wir bemerken, dass der Zeitplan nicht 
zu halten ist, und ihnen die Verzögerung mitteilen,

•	 geduldig und ruhig zu verhandeln, und dass es eines 
Gerichts nicht würdig ist, zu schimpfen, schreien, be-
schimpfen, etc. (ja, auch das gibt es nicht selten),

•	 es nicht nur eine Frage der Kosten ist, wenn wir Zeu-
gen lange warten lassen, sondern es auch ein Gebot 

der Höflichkeit ist, diese so zu laden, dass sie auch 
tatsächlich zeitgerecht vernommen werden (dies setzt 
die weitere nicht immer anzutreffende Selbstverständ-
lichkeit voraus, dass wir bei der Terminierung gründ-
lich sind und einen genauen „Terminfahrplan“ haben),

So manches davon wissen oder erspüren wir, auf man-
ches werden wir mit der Zeit aufmerksam. Aber es bleibt leider 
immer dem Zufall überlassen, wie wir in der Justiz „soziali-
siert“ werden.

Deshalb ist der Austausch so wichtig, der Austausch mit 
Kolleglnnen und Angehörigen anderer Professionen. Diesen 
Austausch müssen wir suchen. Wir müssen (uns) viele Fra-
gen stellen und bereit sein, von anderen zu lernen, ein Berufs-
leben lang. Hierfür müssen wir uns Zeit nehmen, manchmal 
auch Geld investieren. Aber wenn wir dazu bereit sind, be-
kommen wir auch eine ganze Menge zurück, für unsere Zu-
friedenheit im Beruf, für uns selbst. *

	�Betrifft JUSTIZ ist eine verbandsunabhängige Zeitschrift  
von und für Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte

	�... ist 1985 aus dem Richterratschlag hervorgegangen

	�... ist ein Diskussionsforum für alle in der Justiz tätigen Juristinnen und Juristen,  
die das Bedürfnis nach einer wachen und kritischen Ausübung ihres Berufes haben

	�... informiert über Justizpolitik, Justiz in aller Welt und den Blick auf die Justiz aus  
anderen Disziplinen.

Höchste Zeit ...
für Betrifft JUSTIZ! 

www.betrifftjustiz.de
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Watch Democracy: Filme und Mehr
von Marie-Theres Baur

Die Auseinandersetzung um den Rechtsstaat ist keine 
abstrakte Debatte, sondern eine fundamentale Frage unseres 
Zusammenlebens. Wenn wir ihn nicht aktiv verteidigen, wird 
er brüchig (Dr. Cord Brügmann, Direktor der Stiftung Forum 
Recht, Kommentar am 05.04.2025 in LTO).

Zahlreiche Ereignisse des letzten Jahres haben vier Rich-
terinnen und Richtern der NRV am Amtsgericht in Trier den 
Wert, aber auch die Gefahren, für Rechtsstaat und Demo-
kratie vor Augen geführt. Diese beunruhigenden politischen 
und gesellschaftlichen Entwicklungen in der ganzen Welt tref-
fen auf eine Gesellschaft, in der sich viele Bürgerinnen und 
Bürger immer mehr von staatlichen Institutionen entfremdet 
haben. Wir wollten einen Akzent setzen. Im Herbst letzten 
Jahres entschlossen wir uns dann, für alle interessierten Men-
schen Filmabende aus dem Themenspektrum Demokratie/
Rechtsstaat anzubieten, mit anschließender Gelegenheit zu 
einem Filmgespräch mit einem Experten. 

Unser Ziel ist es, zum Nachdenken anzuregen, einen 
Raum für Diskussion zu öffnen und zu einer aktiven Mitgestal-
tung unserer Gesellschaft zu motivieren. Mit dem Programm-
kino Broadway in Trier fanden wir einen Kooperationspartner 
und gaben dem Projekt den Namen: Watch Democracy. Wir 
begannen die Reihe Watch Democracy am 02.04.2025 mit 

dem aktuellen Dokumentarfilm über die Regisseurin Leni Rie-
fenstahl, eine der umstrittensten Persönlichkeiten der Filmge-
schichte, und ihre Rolle für die Propaganda der NS-Zeit.

Als Experte führte der Journalist Martin Seng (www.mar-
tinseng.de) in den Film ein, gab einen Überblick über die Film-
ästhetik Riefenstahls, die uns heute noch begegnet und stand 
im Anschluss für die zahlreiche Fragen und Anmerkungen zur 
Verfügung. Der Kinosaal war ausgebucht. Besonders gefreut 
hat uns, dass das Besucherspektrum sehr gemischt war und 
die Aktion generationenübergreifend Interesse fand: Die Be-
sucher waren im Alter von 12 bis 81 Jahren. 

Wir freuen uns auf die nächsten Filme in der Reihe: 

Der Staat gegen Fritz Bauer am 18.06.2025
Die Wannseekonferenz am 24.09.2025
Je suis Karl am 26.11.2025

Jeweils mittwochs um 19 Uhr, Karten gibt es hier im 
Vorverkauf: www.broadway-trier.de/programm-tickets/watch- 
democracy *

Von links nach rechts: Nancy Poser, Marie-Theres Baur, Kai Flesch, Ursula Epp, Martin Seng
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Die Judikative – eine potemkinsche 
Fassade?
von Harry Addicks

Strukturen, an die man sich gewöhnt hat, betrachtet man 
manchmal erst dann ganz genau, wenn etwas enorm schief-
läuft. Wenn man spürt, dass es nicht bleiben kann, wie es ist, 
nach einer Reformidee sucht, analysiert man zunächst den 
Ist-Zustand in seinen Einzelheiten.

Ausgangspunkt für eine solche Struktur-Analyse der Ju-
dikative ist gerade das, was die Neue Richtervereinigung 
(NRV) in Nordrhein-Westfalen den „ganz normalen Skandal“ 
genannt hat1.

Was ist passiert? Als Benjamin Limbach der Justizmi-
nister des Landes Nordrhein-Westfalen wurde, fand er einen 
nicht abgeschlossenen Vorgang betreffend die Besetzung der 
Präsidentin/des Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts 
Nordrhein-Westfalen vor. Nachdem seine frühere Kollegin aus 
der Zeit beim Verwaltungsgericht Köln, Frau Katharina Jesta-
edt, bei einem privaten Abendessen Interesse an diesem Pos-
ten bekundete, teilte er ihr mit, man könne sich noch bewer-
ben, was sie auch tat. Die Bewerberin ist Abteilungsleiterin im 
Innenministerium und war von 2011 bis 2020 als Landesbe-
amtin der Katholischen Kirche zugewiesen. Sie war als stell-
vertretende Leiterin des Katholischen Büros in Berlin „Chef-
Lobbyistin“ der Katholischen Kirche. Den anderen Bewerbern 
teilte er mit, es gäbe nun noch eine „interessante“ Bewer-
bung, weshalb er anrege, die eigene Bewerbung noch ein-
mal zu überdenken. Gespräche mit Mitbewerbern führte auch 
der Chef der nordrhein-westfälischen Staatskanzlei und Mi-
nister für Bundes- und Europaangelegenheiten Nathanael Li-
minski. Einer der Mitbewerber, ein Bundesrichter, wurde – so 
seine eidesstattliche Erklärung – zusätzlich noch von dem 
Bundestagsabgeordneten der CDU Ansgar Heveling ange-
sprochen. Dieser ist – offiziell – in keiner Weise mit dem Be-
werbungsverfahren befasst, war aber offenbar mit den Fein-
heiten des Verfahrens bestens vertraut und stellte dem Bun-
desrichter nach dessen Bekunden für den Fall des Verzichts 
auf seine Bewerbung zukünftige Wohltaten in Aussicht. So-
dann wurde Katharina Jestaedt für die Stelle ausersehen; der 
Minister hielt sie aufgrund eines Zeugnisses der Katholischen 
Kirche, wonach sie „in absoluter Loyalität mit den deutschen 
Bischöfen“ gearbeitet habe, für die beste Bewerberin um das 
Amt der Präsidentin des höchsten Verwaltungsgerichts Nord-
rhein-Westfalens. 

Die Opposition im nordrhein-westfälischen Landtag 
hegt den Verdacht eines persönlichen Näheverhältnisses 
zur Bewerberin. Der FDP-Landtagsabgeordnete Dr. Wer-
ner Pfeil bezweifelt in einer Kleinen Anfrage vom 29. Novem-
ber 20232 zudem, dass der Minister mit diesem Votum die 

religiös-weltanschauliche Neutralität des Staates beachtet 
habe. Dieser Aspekt ist naheliegend, berichtet doch die Pres-
se3 von Verbindungen über kirchliches Engagement. So ist 
die Ehefrau des Ministers, Dr. Iris Müller-Limbach, Vorstands-
mitglied des katholischen Frauenvereins Hildegardis-Verein, 
für den Katharina Jestaedt als Mentorin des Jahres 2019 fun-
gierte. Beim Festakt zum 150-Jahr-Jubiläum der Alt-Katho-
liken in Deutschland im September 2023 traten gleich zwei 
nordrhein-westfälische Minister auf. Der Chef der Staats-
kanzlei und Minister für Bundes- und Europaangelegenhei-
ten Nathanael Liminski machte sich Sorgen um die Situati-
on der Kirchen. Dementsprechende Sorgen äußerte auch der 
Justizminister Benjamin Limbach und beklagte, dass immer 
weniger Menschen eine Kirchenbindung hätten. Die Annah-
me, die vorgesehene Stellenbesetzung könnte helfen, dem 
Wort der Kirche mehr Gewicht und Einfluss zu verleihen, ist 
nicht absurd. 

Die Entscheidung des Justizministers hatte in Konkurren-
ten-Streitverfahren Beschlüsse zweier erstinstanzlicher Ver-
waltungsgerichte zur Folge, die die Ernennung der von ihm 
vorgeschlagenen Bewerberin als rechtswidrig vorläufig stopp-
ten4, und zuletzt einen Beschluss des Oberverwaltungsge-
richts mit gegenteiligem Ergebnis5. Das mit der Sache nicht 
befasste Bundesverwaltungsgericht distanzierte sich in ei-
nem anderen Verfahren unter Darlegung seiner ständigen-
Rechtsprechung zur Chancengleichheit und Fairness vom 
Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Münster6. Das OVG 
NRW musste sodann (erstaunlicherweise) vom Bundesverfas-
sungsgericht (Beschluss vom 7. August 2024 - 2 BvR 418/24 
-) darauf hingewiesen werden, dass das „Recht auf gleichen 
Zugang zu öffentlichen Ämtern aus Art. 33 Abs. 2 Grundge-
setz (GG) ... eine ergebnisoffene Ermittlung des fachlich bes-
ten Bewerbers“ verlangt. Der daraus folgenden Aufklärungs-
pflicht sei „das Oberverwaltungsgericht hier nicht hinreichend 
nachgekommen...“ . Nach der Zurückverweisung an das OVG 
stellte sich zudem ein formaler Fehler in der dienstlichen Be-
urteilung der vom Minister ausersehenen Bewerberin her-
aus, weshalb nun – die Stelle ist seit fast vier Jahren vakant 
– das Bewerbungsverfahren neu aufgelegt wird, allerdings 
nach dem bislang so artikulierten Willen des Ministers nur mit 
den bisher im Rennen Befindlichen (weshalb sich der nächs-
te, womöglich wiederum jahrelange dienstrechtliche Streit, 
ob man auch potentielle neue Bewerber*innen einbeziehen 
muss, bereits abzeichnet). Spannend ist der seit Mai 2024 ta-
gende Parlamentarische Untersuchungsausschuss, in dem 
es gerade darum geht, wer über den Verlauf der eingangs 
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erwähnten speziellen Gespräche die Unwahrheit gesagt hat, 
der unterlegene Bewerber oder der Minister. Die NRV Nord-
rhein-Westfalen sieht die besagten Gespräche als rechtswid-
rig, weil intransparent und unfair, an und formulierte in der o. 
g. Presseerklärung zu diesen Gesprächen: „Ihr einziger Sinn 
besteht … darin, das Bewerberfeld bereits vor einer begrün-
dungsbedürftigen Besetzungsentscheidung wunschgemäß zu 
‚bereinigen‘, und die Gefahr späterer Konkurrenten-Streitver-
fahren zu bannen.“ Als skandalös bezeichnete die NRV die 
Tatsache, dass nun erstmalig ein Minister diese bisher in der 
Justiz stets bestrittenen oder beschwiegenen Einflussnahmen 
auf Konkurrenten-Bewerbungen öffentlich nicht nur als üblich, 
sondern als rechtlich unbedenklich einordnete.

Das Vorgehen des nordrhein-westfälischen Justizminis-
ters Limbach führt gegenwärtig im politischen Raum zu Er-
örterungen darüber, wie ein Besetzungsverfahren objektiver 
und transparenter ausgestaltet werden kann. Der Fall gibt An-
lass zu Überlegungen, die Ernennung von Richterinnen und 
Richterinnen, insbesondere Beförderungsentscheidungen, auf 
neue Füße zu stellen. Selbst in der grünen Landtagsfraktion 
(der Minister ist Mitglied der Partei) zeigt sich Sympathie für 
die Idee, die Regeln künftig zu versachlichen. Jedenfalls ver-
einzelt scheint sich ansatzweise die Erkenntnis anzubahnen, 
dass bei der Ernennung in der Justiz besondere Regeln gel-
ten könnten oder sollten, weil irgendwie wohl doch eine an-
dere Staatsgewalt beteiligt ist, nämlich die nach Art. 92 Satz 1 
Grundgesetz „den Richtern“ anvertraute rechtsprechende Ge-
walt, die nur dann als unabhängig gelten kann, wenn sie nicht 
von der Exekutive beherrscht wird.7

Eine zielführende Reform setzt die eingangs angespro-
chene Analyse der gegenwärtigen Justizstrukturen voraus. 
Wer oder was ist und vor allem wo existiert in Deutschland 

die Judikative als selbständige Staatsgewalt? Lassen wir uns 
nicht von der Erinnerung an den Schulunterricht täuschen, wo 
das Modell der Gewaltenteilung, der gegliederten Staatsge-
walt, nach Montesquieu getrennt in drei Säulen, gelehrt wurde. 
Das ist im Wesentlichen eine Farce, eine potemkinsche Fas-
sade. Denn in Deutschland steht die Judikative nicht als dritte 
Säule auf Augenhöhe neben der Legislative und der Exekuti-
ve. Institutionell ist die Judikative – anders als in den allermeis-
ten europäischen Staaten8 – nicht unabhängig. Würde man die 
tatsächliche Lage grafisch darstellen, zeigten sich zwei Haupt-
säulen, die Legislative und die Exekutive und als eine Unter-
säule der Exekutive die Judikative. Sie verfügt nicht über ei-
nen eigenen Kopf, über ein eigenes Leitungsorgan, sondern 

ist selbst kopflos und wird von den zuständi-
gen Ministerien (Justiz oder Arbeit und Sozi-
ales) geleitet. Im Behördendeutsch rangiert 
die rechtsprechende Staatsgewalt als „nach-
geordneter Bereich“ oder „Geschäftsbereich“ 
eines Ministeriums. Dieses regiert vor Ort, in 
den Gerichten, durch die Gerichtsleitungen, 
die gegenüber dem Ministerium „wie jeder 
Verwaltungsbeamte“9 weisungsabhängig sind, 
nämlich in ihrer Eigenschaft als „Justizbehör-
den“. Lediglich soweit sie (meist zu einem 
weitaus geringeren Teil) in ihrer richterlichen 
Funktion tätig werden, in ihrer Eigenschaft als 
Gericht, üben sie – unabhängig – Rechtspre-
chung aus. Die Gerichtsleitungen sind also „ja-
nusköpfig“10. 

Die dritte Staatsgewalt existiert genau ge-
nommen lediglich in den Gerichtssälen und 
an den Schreibtischen der Richterinnen und 
Richter. Zusätzlich existiert sie, soweit die von 
der Richterschaft gewählten Gerichtspräsidien 
im Rahmen ihrer – begrenzten – Zuständigkeit 
– in Selbstverwaltung – Entscheidungen tref-
fen. Den Rest regelt die Exekutive, deren Defi-
nitionsmacht in Gestalt einer übergriffigen ver-

balen Überformung so weit geht, dass hier und da Richterin-
nen und Richter sich einreden lassen, sie arbeiteten in einer 
„Justizbehörde“ und nicht in einem Gericht. Sie gehören so-
wohl institutionell als auch funktionell zur Judikative und nicht 
zur Exekutive. Für Zweifler empfiehlt sich eine Vergegenwärti-
gung des Behördenbegriffs11 im Kontrast zum Begriff Gericht.

In dieser Konstruktion, in der nicht verwirklichten Gewal-
tenteilung, der fehlenden institutionellen Autonomie der Judi-
kative, liegt das auch im Fall Limbach die Unabhängigkeit der 
Judikative gefährdende Strukturproblem. Die Tatsache, dass 
die Justizverwaltung Bewerberinnen und Bewerbern zunächst 
die dienstlichen Beurteilungen schreibt, um dann (auch) über 
die Beförderung der selbst Beurteilten zu entscheiden, stellt – 
neben anderen Aspekten – eine Einbruchstelle in die richterli-
che Unabhängigkeit dar.12 Sie öffnet der potentiellen Anwesen-
heit von Willkür Tür und Tor. 

Im hier dargelegten nordrhein-westfälischen Fall hat das 
Bundesverfassungsgericht über diese problematische, nicht 
der EU-Rechtsstaats-Idee entsprechenden Struktur nicht ent- 

Potemkinsche Fassade, Illustration: Encyclopædia Britannica
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scheiden, weil sie der gegenwärtigen Rechtslage in Deutsch-
land entspricht. Es hat nur darüber befunden, ob der Minister 
die gebotene Chancengleichheit in einem fairen Verfahren13 

beachtet bzw. das OVG im gerichtlichen Verfahren diesbezüg-
lich den Sachverhalt ergebnisoffen ermittelt hat. Dies ändert 
nichts an der von den Richterverbänden14 seit Jahrzehnten ge-
forderten, nötigen Reform, der Herstellung der institutionellen 
Selbständigkeit der Judikative. 

In Erwartung des Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses tritt der nordrhein-westfälische Justizminister nun 
die „Flucht nach vorn“15 an. Er schlägt eine Reform des Be-
setzungsverfahrens vor, bei der es sich allerdings um Mar-
ginalien handelt, bzw. um das, was ein unbefangener Beob-
achter sich ohnehin als erforderlich vorstellt. So sollen z. B. 
künftig Gespräche mit Bewerberinnen und Bewerbern doku-
mentiert werden. Sie sollten künftig zudem nicht mehr bei pri-
vaten Abendessen, sondern durchgängig offiziell stattfinden. 
Auch zur ministeriellen Überbeurteilung meldet er Distanz an. 
Eine wirkliche Reform kann daraus nicht entstehen. Immer-
hin aber verlautet aus dem Ministerium, man wolle mit dem 
Vorschlag zunächst einen länger angelegten Diskussionspro-
zess einleiten und sei auch für weitergehende Vorschläge of-
fen. Die Einführung eines Richterwahlausschusses etwa habe 
man nicht genannt, weil dies eine Änderung der Landesverfas-
sung erfordere.

Der letztgenannte Punkt wäre das Minimum. Es steht dem 
Land frei, von der Ermächtigung des Art. 98 Abs. 4 GG Ge-
brauch zu machen und einen Beitrag zu mehr Transparenz 
und Willkürminimierung zu leisten, den andere Bundeslän-
der schon seit Jahrzehnten praktizieren. Ein ebenso wichti-
ger Punkt wäre es, dienstliche Beurteilungen nicht von der Ex-
ekutive (in Gestalt der Gerichtsleitungen bzw. des Ministers), 
sondern zur Minimierung der Willkürgefahr gemäß österreichi-
schem Vorbild von Beurteilungsgremien erstellen zu lassen. 
Bisher hat das Justizministerium jahrzehntelange Realitäten 
aus Österreich beharrlich ignoriert und mitgeteilt, eine solche 
Lösung sei gar nicht praktikabel.

Der ganz große Wurf wäre die Einführung der justiziel-
len Unabhängigkeit der Judikative. Zwar setzte dies auch Än-
derungen des Grundgesetzes voraus. Aber kein Bundesland 
ist gehindert, einen Impuls durch eine entsprechende Bun-
desrats-Initiative zu setzen16. Die Landtagsfraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen hat das Thema schon im Jahr 2001 in den 
Landtag gebracht17. Jetzt, mit Regierungsverantwortung, mag 
man sich nicht mehr daran erinnern? *

Anmerkungen

1 Presseerklärung vom 15. Dezember 2023, www.neuerichter.de/
der-ganz-normale-skandal.
2 KA 3005, Drs. 18/7220.
3 Vgl. nur www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/limbach-ovg-be-
werbungsverfahren-naeheverhaeltnis-kandidatin-westpol-100.html.
4 VG Münster Beschluss vom 28. September 2023 –5 L 583/23-, 
 VG Düsseldorf, Beschluss vom 17. Oktober 2023, Az. 13 L 
1593/23.

5 Beschluss vom 29. Februar 2024 -1 B 1082/23.
6 Beschluss vom 26. März 2024 – BVerwG 2 VR 10.23 -, Rn. 22, 
letztes Zitat: „a. A. offenbar OVG Münster …“.
7 EuGH, Urteile vom 27. Februar 2018 – Rs. 64/16 – und 27. Mai 
2019 – Rs. C-508/18 –.
8 Statt vieler: Groß, Die institutionelle Unabhängigkeit der Justiz in 
Deutschland – ein Defizitbefund, verfassungsblog.de, 6. Juni 2019;
 Jeschke, Justizielle Autonomie in Europa, Diss., Frankfurt/Main 
2015; Jeschke, Modelle einer selbstverwalteten Dritten Gewalt in 
Europa, KritV 93 (2010) S. 233; vgl. auch Albrecht, Sicherungs-
mechanismen für Autonomie und Unabhängigkeit der Justiz, KritV 
2014, 387.
9 Schmidt-Räntsch, DRiG, § 25 Rn. 10.
10 Das gilt (teilweise) auch für Richter*innen, soweit sie einen Teil 
ihrer Arbeitskraft für Aufgaben der Gerichtsverwaltung einsetzen.
11 Nach deutschem Recht nimmt eine Behörde Aufgaben der öf-
fentlichen Verwaltung, nicht der Rechtsprechung wahr, vgl. § 1 Abs. 
4 VwVfG. Nur soweit Gerichte Verwaltungsaufgaben ausüben, sind 
sie (Justiz-)Behörden, Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 18. 
Oktober 1963 – VII C 45.621 –, BVerwGE17, 41; Kopp/Ramsauer, 
VwVfG-Kommentar, 9. Aufl., § 1 Rdnr. 51, 56, vgl. auch Schmidt-
Räntsch, DRiG, 5. Aufl., § 4, Rdnr. 2 ff., 14 ff.; Silberkuhl in Fürst, 
GKÖD, § 4 DRiG, Rdnr. 1 ff. 35 ff., vgl. z. B. auch § 3 Abs. 1 JustG 
NRW.
12 Zu diesem Mechanismus mag der Satz des preußischen Jus-
tizministers Gerhard Adolph Wilhelm Leonhardt genügen: „Solan-
ge ich über die Beförderungen bestimmen kann, bin ich gern bereit, 
den Richtern ihre sogenannte Unabhängigkeit zu konzedieren.“, zi-
tiert bei Schiffer, Die Deutsche Justiz, 2. Auflage, München u. Ber-
lin, 1949, S. 245; vgl. auch Sahm, Wer spielt mit Beförderungsent-
scheidungen?, DRiZ 2002, S. 16.
13 Siehe oben Fußnote 6.
14 DRB, NRV, verdi. Ausnahme: BDVR.
15 So formulieren es Ingo Kalischek in https://www.nw.de/nach-
richten/zwischen_weser_und_rhein/23885368_Nach-Mauschelei-
Vorwuerfen-NRW-Justizminister-sucht-die-Flucht-nach-vorn.html 
und Bernd Eyermann in https://ga.de/news/politik/deutschland/nrw-
justizminister-limbach-und-seine-reformplaene-kommentar_aid-
115135699.
16 Das Bundesjustizministerium teilte 2014 mit, es verschließe 
„sich der Debatte über eine Justizreform nicht … Ein derart grund-
legender Systemwechsel ist in Deutschland allerdings aufgrund der 
föderalen Struktur nur in Kooperation und im Einverständnis mit 
den Ländern möglich… Aufgrund der ablehnenden Mehrheit der 
Länder würde es derzeit an der hierfür erforderlichen Mehrheit im 
Bundesrat fehlen.“ (Antwort des BMJV vom 28. November 2014 auf 
eine Anfrage von Marieluise Beck, MdB zu den an Deutschland ge-
richteten Empfehlungen der Resolution 1685 (2009) des Europa-
rats).
17 Pressegespräch Sybille Haußmann MdL (Bündnis 90/Grüne) 
vom 22. August 2001, „Demokratisierung des Richterwahlverfah-
rens“; was zu Irritationen in der FDP-Fraktion führte: Medien-Infor-
mation Nr. 507 der FDP-Fraktion vom 22. August 2001, „Söffing: 
Grüne ziehen Unabhängigkeit der Richterschaft in Zweifel“.

Nachdruck aus Betrifft JUSTIZ 2024, S. 330 ff.

NRV-Newsletter Rheinland-Pfalz 05/2025                                                                                                              11



Juristinnen unter dem Hakenkreuz – 
Die ersten Kapitel der Geschichte deutscher 
Juristinnen
von Ulrike Schultz 

Erst 1922 konnten Frauen in Deutschland zum Anwalts-
beruf und zur Justiz zugelassen werden. Im Jahr 1933 waren 
etwa 2–3 Prozent der Richter Frauen und 252 von ca. 15.000 
Rechtsanwälten. Jura war ein bevorzugtes Studienfach für 
Juden gewesen. Im Jahr 1930 waren von etwa 18.500 zu-
gelassenen Anwälten 4.394 (22 Prozent) jüdischer Abstam-
mung und 1933 hatten in Berlin 60 Prozent mindestens ei-
nen jüdischen Großelternteil (so genannte „Vierteljuden“). Von 
den 11.674 Anwälten im preußischen Teil Deutschlands wa-
ren 3.370 Juden. Nach der Machtergreifung der Nationalso-
zialisten im Januar 1933 wurden Frauen aus den juristischen 
Berufen verdrängt, da die nationalsozialistische Ideologie 
auf Männlichkeit beruhte und juristische Berufe als eng mit 
Macht verbunden galten. Ab 1935 konnten Frauen aufgrund 
einer persönlichen Anordnung Hitlers nicht mehr zur Justiz 
und zum Anwaltsberuf zugelassen werden. Ein Gesetz über 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom April 1933, das 
nur drei Monate nach der Machtergreifung der Nationalsozi-
alisten verabschiedet wurde, hatte Juden bereits von der wei-
teren Ausübung des Rechtsanwaltsberufs ausgeschlossen. 
In einer Novelle zum Berufsgesetz von 1934 wurde Juden 
die Führung des Titels Rechtsanwalt untersagt, und ab 1938 
durften jüdische Juristen nur noch als Rechtsberater für Ju-
den tätig sein. Jüdische Juristinnen hatten also den doppelten 
Nachteil, Frauen und Jüdinnen zu sein. Der Beitrag gibt einen 
Überblick über die ersten Jahrzehnte der Frauen in den juris-
tischen Berufen, die Entwicklung in der NS-Zeit in Deutsch-
land und den ersten Nachkriegsjahren. Elemente einzelner 
Lebensgeschichten von Juristinnen, vor allem jüdischer Her-
kunft und/oder jüdischen Glaubens, werden integriert und zu-
sammenfassend analysiert.

1. Die Anfänge 

1.1.	 Ein kurzer Überblick darüber, wann und wie 
Frauen der Zugang zu den juristischen Berufen 
möglich wurde

Die Geschichte der Frauen in der Juristenschaft ist kurz – 
in Deutschland und weltweit.1 Frauen wurden geschlechtsspe-
zifische Eigenschaften zugeschrieben, dass sie zu emotional 
seien, um objektiv urteilen zu können, und zu weich für die har-
te juristische Arbeit. Der Politikwissenschaftler und preußische 

Politiker Heinrich von Treitschke stellte 1897 in seinen Vor-
lesungen über Politik fest: „Obrigkeit ist männlich, das ist ein 
Satz, der eigentlich selbstverständlich ist. Von allen mensch-
lichen Begabungen ist keine den Frauen so fern wie der Sinn 
für Gerechtigkeit. Fast alle Frauen lernen nur durch ihre Män-
ner, was Recht ist. [...] Im Staat ist es notwendig, vernünftig 
und ohne Rücksicht auf die Person zu handeln. Zu beidem ist 
nur der Mann fähig.“2 Ein weiteres Hindernis war, dass Frau-
en in ihrem Frauenlyzeum kein Latein3 lernten, was in Län-
dern mit einem auf römischem Recht basierenden Rechtssys-
tem Voraussetzung für die Zulassung zu juristischen Fakultä-
ten war. 

Zürich war die erste Universität im deutschsprachigen 
Raum, die 1878 Frauen die Möglichkeit zum Studium der 
Rechtswissenschaften bot. Die Geschichte der ersten Juristin, 
Emilie Kempin-Spyri, ist inzwischen gut dokumentiert.4 Anna 
Mackenroth war 1898 die erste Frau in der Schweiz, die das 
Anwaltsexamen ablegte.5 Anita Augspurg war die erste deut-
sche Frau, die dort 1897 ihren juristischen Doktortitel erwarb.6 
In Deutschland bekamen Frauen zwischen 1900 und 1909 
schrittweise die Möglichkeit, juristische Vorlesungen zu besu-
chen, durften aber nicht an den juristischen Staatsprüfungen 
teilnehmen. Sie schlossen ihr Studium mit der Promotion ab. 
1912 durften die ersten das erste juristische Examen (Refe-
rendarexamen) z.B. in Bayern ablegen, das allerdings nur der 
erste Schritt auf dem Weg zur Zulassung in den klassischen 
juristischen Berufen (in der Justiz, Anwaltschaft, Notariat und 
im höheren öffentlichen Dienst) war und ist, und sie durften 
den Titel Referendar nicht führen. Diese Halbjuristinnen üb-
ten sehr unterschiedliche juristische Tätigkeiten aus, waren in 
Frauenrechtsberatungsstellen tätig, übernahmen Hilfstätigkei-
ten in Anwaltskanzleien und in der Wirtschaft, arbeiteten als 
Lehrerinnen an sozialen Schulen, als Journalistinnen, in Wohl-
fahrtsverbänden oder anderen privaten oder öffentlichen sozi-
alen Vereinen und erteilten Rechtsunterricht für Frauen und in 
Mädchenschulen.7 In vielen Fällen arbeiteten sie in drei oder 
vier der oben genannten Berufsfelder nebeneinander und ver-
dienten trotzdem kaum genug zum Leben.8

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs musste der deut-
sche Kaiser abdanken, das Kaiserreich ging zu Ende, und es 
wurde eine republikanische Ordnung geschaffen. Die Sozi-
aldemokraten, die sich die Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen auf die Fahnen geschrieben hatten, bekamen 
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die Mehrheit in der Nationalversammlung. In der Weimarer 
Reichsverfassung erhielten Frauen die gleichen staatsbürger-
lichen Rechte wie Männer, was vor allem das Wahlrecht be-
deutete, eine Voraussetzung für die Ausübung des Richteram-
tes. Nach Artikel 128 Abs. 1 der Weimarer Reichsverfassung 
waren „alle Staatsbürger ohne Unterschied […] nach Maßga-
be der Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung und ihren 
Leistungen zu öffentlichen Ämtern zuzulassen“. In Abs. 2 hieß 
es: „Alle Ausnahmebestimmungen gegen weibliche Beamte 
werden beseitigt.“ Im Jahr 1919 erlaubten daher mehr Staa-
ten der neuen Demokratie Frauen, das erste Staatsexamen 
abzulegen und später auch am juristischen Vorbereitungs-
dienst teilzunehmen, der zum zweiten Staatsexamen führt. 
Doch die Frauen mussten sich diese Rechte schrittweise er-
kämpfen.9 Zusätzlich wurden damals Stimmen laut, die sich 
gegen die Überbelegung des Juristenberufs wandten, und 
Frauen wurden als unerwünschte Konkurrenz gesehen. 

Erst auf Druck der weiblichen Abgeordneten im neuen 
Parlament, unterstützt von Frauen des Deutschen Juristinnen-
vereins, der 1914 von einigen der ersten Juristinnen gegründet 
worden war,10 wurde 1922 ein spezielles „Gesetz über die Zu-
lassung von Frauen zu den Ämtern und Berufen in der Rechts-
pflege“ verabschiedet, das Frauen das Recht gab, als Richte-
rinnen und Rechtsanwältinnen zugelassen zu werden. Die ers-
te Rechtsanwältin wurde Maria Otto in München im Dezember 
1922 – mit einer Sondergenehmigung, da sie die formalen Vo-
raussetzungen für die Zulassung nicht erfüllte.11 Sie hatte die 
zweite Phase der juristischen Ausbildung, die Referendarzeit 
mit der praktischen Ausbildung in verschiedenen juristischen 
Tätigkeitsfeldern, nicht durchlaufen.

1.2 Die 1920er Jahre

Die Zahl derer, die dieses neu gewonnene Recht in An-
spruch nahmen, blieb jedoch verschwindend gering.12 Das pa-
triarchalische Familienrecht, das 1900 im Bürgerlichen Ge-
setzbuch (BGB) in Kraft getreten war, und die wirtschaftliche 
Notlage durch die hohen Reparationszahlungen, die Deutsch-
land nach dem Krieg zu leisten hatte und die zu einer Hyper-
inflation führten,13 in Verbindung mit der drohenden Weltwirt-
schaftskrise, schufen ein feindliches Umfeld für die beruflichen 
Ambitionen von Frauen. 1921 hatte das Reichsgericht in sei-
ner Funktion als Hüter der Verfassung die Verfassungswidrig-
keit einer bis dahin für Beamtinnen geltenden Zölibatsklausel 
festgestellt.14 Nur unverheiratete Frauen konnten Beamtinnen 
werden und sein. Doch schon zwei Jahre später wurde der Ar-
tikel 128 Abs. 2

der Weimarer Reichsverfassung ausgehöhlt: Die Perso-
nalabbauverordnung vom 27. Oktober 1923 ermächtigte die 
Reichsregierung, Beamtinnen jederzeit zum Monatsende zu 
entlassen, wenn sie verheiratet waren oder ein außereheli-
ches Kind hatten.15

Die erste deutsche Richterin war Maria Johanna Hage-
meyer (1896–1991 in Bonn). Sie legte im Oktober 1924 ihr 
zweites Staatsexamen ab, arbeitete dann als Assistentin im 
preußischen Justizministerium, wurde im Mai 1927 als ers-
te Frau in Preußen zur Gerichtsassessorin ernannt und er-

hielt dann 1928 eine feste Stelle als Richterin in Bonn. Nach 
ihr wurden 1929 Gertrud Cichorius in Chemnitz, Gertrud May 
in Leipzig, Else Samulon in Berlin und Elisabeth Krumme in 
Essen zu Richterinnen ernannt, 1930 folgten Marie Hurtig in 
Chemnitz, Marie Munk in Berlin und Hedwig Brann-Frank in 
Frankfurt.16

Zahlenmäßig blieb es also bei sehr wenigen Frauen, die 
in der Rechtswissenschaft tätig waren. Dies zeigt auch die 
Entwicklung der Anzahl der Jurastudentinnen: 1914 studierten 
51 Frauen von insgesamt 9.003 Jurastudierenden Jura. Das 
entsprach 0,6 Prozent der Jurastudierenden und 1,4 Prozent 
der Frauen an deutschen Universitäten. Im Jahr 1917 studier-
ten 74 Frauen Jura, 1919 waren es 450 (2,6 Prozent) von ins-
gesamt 17.224 Jurastudierenden.17 Im Jahr 1933 lag die Zahl 
der Frauen, die Jura studierten, ebenfalls bei 400 bis 500 (2 
bis 3 Prozent der Jurastudierenden), während der Frauenan-
teil an den deutschen Universitäten bei 6 Prozent lag.18

Im Jahr 1930 gab es 74 Frauen im Justizdienst – 66 von 
ihnen als Gerichtsassessoren in nicht-ständigen Positionen 
– bei einer Gesamtzahl von über 10.000 Richtern.19 Im Jahr 
1933 gab es 23 Richterinnen mit festen Stellen.20 Der Ge-
samtanteil der Frauen in der Justiz betrug 0,3 Prozent. Von 
den 18.766 zugelassenen Rechtsanwälten waren 252 (1,3 %) 
Frauen.21 Es gibt keine Hinweise auf weibliche Staatsanwälte. 
Die Staatsanwaltschaft galt als harter Job für harte Männer,22 
und es gibt keine statistischen Daten über die ersten Juristin-
nen in anderen Funktionen, z.B. in anderen Positionen des öf-
fentlichen Dienstes. 

Die Situation der Frauen in der Rechtswissenschaft war 
immer noch schwieriger als in der Justiz und im Anwaltsbe-
ruf.23 Bis 1933 hatten einige Frauen Teilzeitstellen als Assis-
tentinnen an Lehrstühlen der juristischen Fakultäten. Um ei-
nen Ruf auf einen Lehrstuhl zu erhalten, brauchten sie nicht 
nur das erste Staatsexamen und die Promotion, sondern auch 
das zweite große Buch, die Habilitation. Die erste, die 1888 
in Zürich ein Habilitationsgesuch eingereicht hatte, war die er-
wähnte Emilie Kempin-Spyri. Ihr Antrag wurde aber vom Senat 
einstimmig abgelehnt.24 

Die Habilitation als Auswahlkriterium hatte sich im 19. 
Jahrhundert durchgesetzt. Sie galt als „Garant für den Welt-
rang der deutschen Wissenschaft“.25 Die preußische Regie-
rung hatte zu Beginn des 20. Jahrhunderts in einem Rund-
schreiben an die Universitäten gefragt, „ob es mit der gegen-
wärtigen Verfassung und den Interessen der Universitäten 
überhaupt vereinbar ist, Frauen zur wissenschaftlichen Lauf-
bahn zuzulassen“. Die Juristische Fakultät der Universität Göt-
tingen vertrat die Auffassung, „dass die bewaffnete akademi-
sche Jugend nicht von Frauen als Lehrerinnen und Erzieherin-
nen zu Männern ausgebildet werden könne“.26 Nachdem 1919 
die Weimarer Verfassung mit ihren neuen Gleichheitsrechten 
in Kraft getreten war, war der Ausschluss der Frauen von der 
akademischen Laufbahn rechtlich nicht mehr haltbar. Bereits 
1920, noch vor dem Gesetz über die Zulassung von Frauen zu 
Ämtern und Berufen in der Rechtspflege, eröffnete ein Erlass 
des Wissenschaftsministeriums Frauen in Preußen die Mög-
lichkeit der Habilitation und damit den Zugang zu einer univer-
sitären Lehrtätigkeit.27 „Allerdings waren die Anforderungen für 
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Frauen, die sich habilitieren wollten, höher als für ihre männli-
chen Kollegen. [...] In die traditionsreichen juristischen Fakul-
täten wagte von Anfang an kaum eine Frau den Vorstoß, denn 
es war absehbar, dass die Juristen noch weniger als andere 
Fakultäten daran dachten, Kolleginnen in ihre Reihen aufzu-
nehmen.“28 Else Koffka erhielt als erste Frau in Deutschland 
im Sommersemester 1931 einen Lehrauftrag an der Univer-
sität Rostock, dann Richteramtsassis-
tentenstellen in Berlin, 1931 eine vol-
le Assistentenstelle mit einem befris-
teten Lehrauftrag für strafrechtliche 
Übungen. Dies löste Empörung aus. 
Beim Justizministerium ging ein ano-
nymer Brief ein: „Weibliche Justiz! Es 
ist geradezu ein Skandal, dass eine 
Assessorin ernannt wurde. Die Stu-
denten müssen unwillkürlich auf die 
Idee kommen, dass alle männlichen 
Beisitzer minderwertig sind, denn es 
gibt viele Tausend mehr von ihnen als 
weibliche.“29

Die erste Frau, die sich habili-
tierte und die venia legendi erhielt, 
war 1932 Magdalene Schoch, die seit 
1920 als Assistentin von Al-brecht 
Mendelssohn-Bartholdy an der Uni-
versität Hamburg tätig war, einem En-
kel des berühmten Komponisten. Sie 
war auf internationales, englisches 
und amerikanisches Recht und Rechtsvergleichung speziali-
siert und leitete als solche auch eine Abteilung am Institut für 
Auslandsbeziehungen, das von Mendelssohn-Bartholdy im 
Gefolge der Pariser Friedenskonferenz mitbegründet worden 
war. Einen Lehrstuhl in Deutschland hat sie aber nie bekom-
men. Ihr Leben ist inzwischen gut dokumentiert.30 

Keine andere Juristin hat bis Kriegsende die Habilitation 
und keine einen Lehrstuhl erhalten. Gerda Krüger hatte sich 
1937 an der historischen Fakultät um die Habilitation bewor-
ben, bekam sie aber nicht, weil die Arbeit als zu juristisch galt. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg bekam sie schließlich 1946 an 
der Juristischen Fakultät in Göttingen die venia legendi, durf-
te aber nur den Titel führen und erhielt erst 1962 nach einem 
zehnjährigen Rechtsstreit bis zum Oberverwaltungsgericht die 
Lehrbefugnis als Restitutionsmaßnahme.31

In einem Bericht von 1929 über „den weiblichen Rechts-
anwalt“ heißt es: „Der Weg der Anwältinnen ist oft als ein Lei-
densweg beschrieben worden, und das zu Recht. Kein Be-
ruf musste von Frauen so hart erkämpft werden wie dieser.“32 
Auch die Kurzbiographien der ersten Juristinnen, die im Inter-
net zu finden sind, zeigen ihre vielfältigen Probleme, die zu 
häufigen Berufswechseln führten: 

Ein Beispiel ist die bereits erwähnte Marie Munk (1885 in 
Berlin – 1978 in Cambridge/Massachusetts, USA), die ab 1907 
Jura studierte, 1911 in Heidelberg promovierte, dann – weil der 
Zugang zum Anwaltsberuf noch verschlossen war – als Assis-
tentin in einer Anwaltskanzlei und bei einer Rechtsberatungs-
stelle für Frauen arbeitete. Sie unterrichtete Jura an der Städti-

schen Frauenschule München, arbeitete während des Krieges 
für das Deutsche Rote Kreuz und den Nationalen Frauen-
dienst, legte im Januar 1920 ihr erstes juristisches Examen 
mit der Note „gut“ ab, arbeitete dann als juristische Assistentin 
in einer Mineralölgesellschaft, bevor sie in den hart erkämpf-
ten Vorbereitungsdienst eintreten konnte. Im Januar 1924 leg-
te sie als erste Frau in Preußen das Assessorexamen ab. Sie 

wurde Beraterin des preußischen Jus-
tizministers, aber wenige Monate spä-
ter aufgrund der desolaten Haushalts-
lage entlassen. 1924 erhielt sie als ei-
ne der ersten Frauen in Deutschland 
die Zulassung als Rechtsanwältin und 
wurde 1929 in die Berliner Justiz be-
rufen, 1933 wegen nicht-arischer Ab-
stammung entlassen. 1936 emigrier-
te sie in die USA, übernahm verschie-
dene Lehr- und Forschungsaufgaben, 
legte 1943, wohl als erste deutsche 
Juristin in den USA, das Anwaltsexa-
men ab, wurde 1944 als Anwältin zu-
gelassen, fand aber keine Anstellung 
in einer Kanzlei, übernahm wieder ver-
schiedene Tätigkeiten und lehrte [viel-
leicht] ab 1953 in Harvard.33

Dass Frauen genauso gut juristi-
sche Arbeit leisten können wie Män-
ner, zeigt sich am schönsten in der 
Beurteilung, die Clara Daus, eben-

falls Jüdin, als erste weibliche Rechtsreferendarin in Hamburg 
während ihrer Ausbildungszeit am Strafgericht erhielt. Sie ist 
von Richter Behrends geschrieben und auf den 27. Januar 
1923 datiert. 

„Im persönlichen Umgang durch ihr bescheidenes und 
echt frauliches Auftreten, im dienstlichen Verkehr durch Sach-
lichkeit und Klarheit ausgezeichnet, hat sie alle auf den ers-
ten weiblichen Referendar gerichteten Erwartungen in ange-
nehmster und erfreulicher Weise erfüllt. Auffassungsfähig-
keit und Sorgfalt auch im Kleinen, so bei der Protokollführung, 
zeichnen sie vor den meisten ihrer männlichen Vorgänger aus; 
dazu kommen gute Kenntnisse und ein ersichtliches Bestre-
ben, diese und ihre Lebenserfahrungen bei jeder Gelegenheit 
zu erweitern. Die Zeit ihrer Tätigkeit am Schöffengericht X [in 
Hamburg] war daher auch für mich als ausbildenden Richter 
voller Anregungen.“34

Die in den Jahrzehnten zuvor geäußerten Zweifel an der 
Eignung von Frauen für die Jurisprudenz waren damit zwar wi-
derlegt, aber nicht ausgeräumt, Frauen stießen noch jahrzehn-
telang auf Vorbehalte. Es kam aber noch schlimmer: Die ers-
ten Juristinnen, die sich ihr Jurastudium, ihre beiden Staatsex-
amina und ihre juristische Karriere in Deutschland – oft in noch 
höherem Alter – hart erkämpft hatten, verloren das alles weni-
ge Jahre später wieder.

Im Jahr 1929 wurde die Welt vom Schwarzen Freitag ge-
troffen, der zur Großen Depression mit enorm hoher Arbeitslo-
sigkeit führte, die zusammen mit dem Antisemitismus, der Eu-
ropa in den Jahrzehnten zuvor durchdrungen hatte, den Bo-

Elisabeth Selbert, Foto: Nachlass Elisabeth 
Selbert
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den für das NS-Regime bereitete. Die NSDAP wurde 1920 
in München gegründet, Hitler wurde 1921 Parteivorsitzender, 
und im folgenden Jahrzehnt breitete sich die NSDAP immer 
weiter aus.

1.3 Die Situation der Juden im deutschen Rechts-
leben vor 1933

Die deutschen Juden35 waren überwiegend städtisch und 
bildungsorientiert, und im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde 
im jüdischen Bürgertum auch Mädchen zunehmend die Mög-
lichkeit zu einer höheren Bildung gegeben.36 Jura war für Ju-
den ein bevorzugtes Fach, da sie historisch von vielen Beru-
fen ausgeschlossen wurden und in der religiösen Tradition das 
Studium der Thora und die Auslegung ihrer Regeln tief ver-
wurzelt waren.37 Daher waren Juristen jüdischer Abstammung 
im juristischen Bereich überrepräsentiert. „Während der Anteil 
der Juden an der Bevölkerung des Deutschen Reiches38 0,9 
Prozent betrug, lag der Anteil der jüdischen Studenten an den 
deutschen Universitäten 1930 bei 4,3 Prozent (mit großen Un-
terschieden zwischen den Universitäten: während der Anteil in 
Berlin 10,7 Prozent betrug, lag er in Münster nur bei 0,5 Pro-
zent)“.39 Im Studienjahr 1929/30 machten jüdische Frauen 7,1 
Prozent der Studentinnen insgesamt, aber 15,8 Prozent der 
Jurastudentinnen aus.

Im Jahr 1930 waren 4.394 (22 Prozent) von rund 19.500 
zugelassenen Anwälten, im preußischen Teil Deutschlands so-
gar 29 Prozent40, jüdischer Abstam-
mung und in Berlin hatten 60 Prozent 
der zugelassenen Anwälte mindes-
tens einen jüdischen Großelternteil 
(sogenannte „Vierteljuden“).41

Unter den ersten Juristinnen war 
der Anteil der Jüdinnen oder Frauen 
jüdischer Herkunft sehr hoch. Er wur-
de auf 25 Prozent geschätzt. Im Ver-
gleich dazu lag der jüdische Anteil 
an der Gesamtbevölkerung im Deut-
schen Reich bei nicht einmal einem 
Prozent. 

Bis zum Ende der Weimarer Re-
publik im Jahr 1933 leisteten Juden 
und Personen jüdischer Abstammung 
einen sehr bedeutenden Beitrag zum 
deutschen Hochschulleben: Der An-
teil jüdischer Akademiker und jüdi-
scher Studenten übertraf im Verhält-
nis den der Juden in Deutschland ins-
gesamt bei weitem. 34 (=26%) der 
132 Juraprofessoren waren jüdischer 
Abstammung“.42 Zimmermann schreibt in seinem Buch „Ju-
rists Uprooted“ über die nach England ausgewanderten deut-
schen Juristen: „Den nachhaltigsten Einfluss auf die deutsche 
Rechtskultur übten jedoch die jüdischen oder jüdisch stämmi-
gen Rechtswissenschaftler aus. Ihre relative Bedeutung in-
nerhalb der akademischen Gemeinschaft lässt sich beispiels-
weise an der Festschrift ablesen, die von den deutschen ju-

ristischen Fakultäten anlässlich des fünfzigjährigen Bestehens 
des Reichsgerichts [1929] herausgegeben wurde. [...] Sech-
zehn der einundsiebzig Autoren, also 23 Prozent, waren jüdi-
scher Abstammung“.43 Natürlich waren alle Männer. 

2. 1933–1945 

Am 30. Januar 1933 wurde Hitler zum Reichskanzler er-
nannt, und in den folgenden Wochen, die vom nationalsozi-
alistischen Terror geprägt waren, schränkte Reichspräsident 
Hindenburg die politischen und demokratischen Rechte durch 
Notverordnungen ein, wodurch die Grundrechte de facto au-
ßer Kraft gesetzt wurden. Mit dem so genannten Ermächti-
gungsgesetz, das der neue Reichstag am 23. März 1933 mit 
Zweidrittelmehrheit verabschiedete, wurde die in der Weima-
rer Verfassung verankerte alleinige Gesetzgebungskompetenz 
des Reichstags aufgehoben, und die nationalsozialistisch do-
minierte Regierung konnte nunmehr selbst Gesetze erlassen. 
Dies war der Weg zur späteren Umwandlung der parlamenta-
rischen Demokratie der Weimarer Republik und ihrer Verfas-
sung in eine zentralistische Diktatur, die nach dem national-
sozialistischen Führerprinzip funktionierte. Der Antisemitismus 
wurde von den Nationalsozialisten bald danach auf perfide Art 
und Weise auf die Spitze getrieben.

Die Nazis änderten die Rechtslage für Frauen und Juris-
tinnen schnell und erließen umgehend Gesetze gegen Juden. 
Jüdische Juristinnen hatten also den doppelten Nachteil, Frau-

en und Jüdinnen zu sein, und wenn sie 
für linke Parteien aktiv waren, sogar ei-
nen dreifachen Nachteil.

2.1 Der Ausschluss von Juristinnen 
aus den juristischen Berufen 

Die Zölibatsklausel für Beamtin-
nen war bereits 1932 wieder einge-
führt worden. Unter dem Vorwand des 
„Doppelverdienertums“ wurden Frau-
en insgesamt aus dem Berufsleben ge-
drängt. So wurden 1933 Heiratskredi-
te an Ehemänner nur unter der Bedin-
gung ausgezahlt, dass die zukünftige 
Ehefrau, die vor der Heirat berufstätig 
war, ihre Erwerbstätigkeit aufgab. Das 
Reichsbeamtengesetz wurde 1933 um 
eine Bestimmung ergänzt, wonach Be-
amtinnen erst ab dem 35. Lebensjahr 
auf Lebenszeit ernannt werden konn-
ten; für männliche Beamte galt dies ab 
dem 27. Lebensjahr.44 Ab 1934 wurde 

der Frauenanteil an den Universitäten auf insgesamt 10 Pro-
zent begrenzt.45

Die Rolle der Frau wurde im Nationalsozialismus auf die 
Mutterschaft reduziert, die als ideologisches Ideal ständig ver-
herrlicht wurde. In der Propaganda des Dritten Reiches schien 
die einzige Daseinsberechtigung der Frau darin zu bestehen, 
als fürsorgliche und liebende Mutter die zukünftige Generation 

Erna Scheffler als Verfassungsrichterin, 
Foto: Simon Müller, Bundesarchiv B 237 
Bild-017
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der deutschen, ‚arischen‘ Rasse zu gebären und im Sinne des 
Nationalsozialismus zu erziehen.46

Hitler sagte auf dem Reichsparteitag der NSDAP in Nürn-
berg am 8. September 1934: „Das Wort von der Fraueneman-
zipation ist ein nur vom jüdischen Intellekt erfundenes Wort. 
Wir empfinden es nicht als richtig, wenn das Weib in die Welt 
des Mannes eindringt, sondern wir empfinden es als natürlich, 
wenn diese beiden Welten geschieden bleiben“. Die „vorbe-
stimmte Geschlechterordnung“ sollte intakt bleiben.47

Die Nazis huldigten einem Masku-
linitätskult. Der ideale deutsche Mann 
entsprach dem Bild der nordischen 
Rasse, er war stark, körperlich fit und 
gesund.48

Mit Erlass vom 29. Juni 1933 ord-
nete Justizminister Kerrl die Einrich-
tung eines paramilitärischen, so ge-
nannten Gemeinschaftslagers an, in 
dem Referendare nach Abschluss der 
schriftlichen Prüfungen zum zweiten 
Staatsexamen durch Gestellungsbe-
fehl einberufen wurden, um dort acht 
Wochen lang bis zur mündlichen Prü-
fung kameradschaftlich zusammen-
zuleben. Frauen waren davon ausge-
schlossen. Etwa 20.000 junge Juristen 
sollen dieses Lager durchlaufen ha-
ben, darunter auch spätere prominen-
te westdeutsche Politiker.49 Kerrls Stell-
vertreter Roland Freisler, der später 
berüchtigte Blutrichter, Präsident des 
1934 eingerichteten Volksgerichtshofs, 
eines Sondergerichts zur Verurteilung von Hochverrat, forder-
te, dass der deutsche Jurist der Zukunft „heldisch“ zu sein ha-
be, im Gegensatz zum bürgerlichen oder marxistischen Juris-
ten. Die Ausbildung der Juristen müsse die Heranbildung deut-
scher Mannescharaktere berücksichtigen.50 

Am 22. Juli 1934 trat unter der Schirmherrschaft des neu 
ernannten Präsidenten des Reichsprüfungsamtes und Abtei-
lungsleiters im Reichsjustizministerium, Otto Palandt,51 eine 
neue Juristenausbildungsverordnung in Kraft. Als Leitsatz wur-
de ihr vorangestellt: „Ziel der Ausbildung des Juristen ist die 
Heranziehung eines in seinem Fach gründlich vorgebildeten, 
charakterlich untadelhaften Dieners des Rechts, der im Volk 
und mit ihm lebt und ihm bei der rechtlichen Gestaltung sei-
nes Lebens ein unbestechlicher und zielsicherer Helfer und 
Führer sein will und kann […]“.52 Ein Landgerichtspräsident Dr. 
Dietrich hatte 1933 in einem Aufsatz in der DJZ geäußert: „Die 
Hereinnahme der Frauen in die Gerichtsbarkeit bedeutet ein 
schweres Unrecht gegen den Mann wie gegen die Frau selbst. 
Das Unrecht wider den Mann gipfelt in dem Einbruch in den 
altgeheiligten Grundsatz der Männlichkeit des Staates.“ Frau-
en sollten unter Erteilung eines Anerkennungsschreibens mit 
dem niedrigsten Ruhegehaltssatz „freundschaftlich entlassen“ 
werden. Frauen könnten zur Anwaltschaft zugelassen werden, 
doch sei ihnen das Auftreten in Strafsachen zu untersagen. 
Sie seien eben Opfer einer Zeitenwende.53 Am 20. Dezem-

ber 1934 folgte schon das Gesetz zur Änderung der Bundes-
rechtsanwaltsordnung, wonach Frauen nicht mehr als Anwäl-
tinnen zugelassen werden sollten.54 Nach der Verabschiedung 
der neuen Gesetze erklärte Palandt unmissverständlich, dass 
es „Sache des Mannes sei, das Recht zu wahren“.55

Auf der Grundlage eines Erlasses von 1935 sollten Frau-
en „künftig in der richterlichen oder staatsanwaltlichen Lauf-
bahn nicht mehr zur Anstellung gebracht werden“. 1936 wur-
de dem Reichsjustizminister vom Stellvertreter des Führers 

mitgeteilt: „Er [der Führer] hat ent-
schieden, dass Frauen weder Anwalt 
noch Richter werden sollen. Juristin-
nen können deshalb im Staatsdienst 
nur in der Verwaltung verwandt wer-
den.“56 Dass der Jurist ein Mann sein 
sollte, wurde in der „Verordnung über 
die Befähigung zum Richteramt, zur 
Staatsanwaltschaft, zum Notariat und 
zur Anwaltschaft“ vom 4. Januar 1939 
noch einmal betont. Darin heißt es in 
§ 5, dass sich Jurastudenten „einen 
Überblick über das gesamte Geistes-
leben der Nation verschaffen“ sollten, 
„wie man es von einem gebildeten 
deutschen Mann erwarten muss“.57 

1939 waren noch neun Juristin-
nen als Richterinnen tätig,58 die üb-
rigen Richterinnen waren von ihren 
richterlichen Aufgaben entbunden 
und in Verwaltungsämter versetzt 
worden. Juristinnen wurden vor allem 
„in frauengerechten Positionen“ ein-

gesetzt, im Bereich der Wohlfahrtspflege in der Frauen- und 
Kinderfürsorge, in den NS-Frauenorganisationen und ähn-
lichem.59 Einige stiegen in diesem Bereich in hohe und ein-
flussreiche Positionen auf, die zwar als weiblich gekennzeich-
net waren, ihnen aber auch darüber hinaus Einfluss geben 
konnten.60 Viele arbeiteten in nicht-juristischen Berufen. Sehr 
wenige konnten ihre Arbeit als Anwältinnen fortsetzen, darun-
ter Elisabeth Selbert, die gegen großen Widerstand 1934 zur 
Anwaltschaft zugelassen worden war. Ihr Mann war als poli-
tisch missliebige Person arbeitslos geworden. Nach dem Krieg 
kämpfte sie mit großem Einsatz im Parlamentarischen Rat da-
rum, den Gleichberechtigungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 2) in das 
Grundgesetz aufzunehmen.61

Während des Krieges wurden Frauen – trotz des zuneh-
menden Mangels an Rechtsanwälten – nur zögerlich als Stell-
vertreterinnen für Rechtsanwälte eingesetzt. Sie konnten An-
wälte sporadisch in ihren Kanzleien vertreten, fiel der Praxis-
inhaber aber an der Front, durften sie die Praxis nicht allein 
übernehmen.62 Trotz der eingeschränkten beruflichen Möglich-
keiten studierten einige Frauen dennoch Jura und legten die 
beiden Staatsexamen ab. Ein Beispiel ist Wiltrud Rupp-von 
Brünneck (Erstes Examen 1939, Zweites 1941), die eine ge-
wisse Nähe zur NS-Ideologie erkennen ließ, während des Krie-
ges im Justizministerium, nach dem Krieg als Richterin und im 
hessischen Justizministerium tätig war und 1963 als Nachfol-

Erna Proskauer 1988, Foto: Aktives Museum, 
Berlin
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gerin von Erna Scheffler die zweite Richterin am Bundesver-
fassungsgericht wurde.63 In der Rechtswissenschaft wurde, 
wie erwähnt, keine weitere Frau habilitiert, geschweige denn 
eine Professorin ernannt. Im Jahr 1938 gab es in Deutschland 
nur 12 Professorinnen aller Fächer.64

2.2 Gesetze und Aktionen gegen jüdische Juristen

Zwei Monate nach der Machtergreifung der Nationalsozi-
alisten am 7. März 1933 wurde das Gesetz zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums mit einer Sonderregelung gegen 
Juden, dem so genannten Arierparagraphen in § 3 Abs. 1, ver-
abschiedet: Beamte, die nicht arischer Herkunft sind, sind in 
den Ruhestand zu versetzen. 

Am 1. April 1933 wurde der Boykott gegen Juden, ih-
re Geschäfte und Dienstleistungen ausgerufen. Am 7. April 
1933 folgte das Gesetz über die Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft, das Anwälte nicht arischer Abstammung (sogar 
sog. „Vierteljuden“ mit nur einem jü-
dischen Großelternteil) vom weiteren 
Zugang zur Anwaltschaft und von der 
Vertretung vor Gericht ausschloss. 
1.084 verloren ihre Zulassung65. In ei-
ner Ergänzung dieses Gesetzes von 
1934 wurde Juden die Führung des 
Titels „Rechtsanwalt“ untersagt. Für 
die männlichen jüdischen Juristen, 
die im Ersten Weltkrieg für Deutsch-
land gekämpft hatten, wurde jedoch 
zunächst eine Ausnahme gemacht 
(Frontkämpferprivileg)66. Sie konn-
ten im Staatsdienst bleiben und ihren 
Beruf bis 1938 weiter ausüben, eine 
Möglichkeit, die Frauen verschlos-
sen war. Von 38 jüdischen Anwältin-
nen wurde 36 die Zulassung sofort 
entzogen. Innerhalb eines Jahres er-
hielten bis auf wenige Ausnahmen al-
le jüdischen Juristinnen ein Berufs-
verbot und wurden damit ihrer Exis-
tenzgrundlage beraubt. Keine der 
jüdischen Juristinnen konnte nach 
1938 praktizieren, mit einer Ausnahme, die aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit erfolgte, für Dr. Hanna Katz, die Spezialis-
tin für Markenrecht und Sekretärin der Internationalen Gesell-
schaft für Weltmarkenrecht war. Hätte sie ihre Position auf-
geben müssen, wäre diese den Briten zugefallen, was für die 
deutsche Wirtschaft ein herber Verlust gewesen wäre.67 Man-
che Frauen halfen ihrem nicht-jüdischen Mann im Backoffice 
der Anwaltskanzlei.68

Das Gesetz gegen die Überfüllung deutscher Schulen 
und Hochschulen vom 25. April 1933 in Verbindung mit einer 
Durchführungsverordnung begrenzte die Neueinschreibung 
jüdischer Studenten auf 1,5 Prozent, sofern die Gesamtzahl 
der jüdischen Studenten 5 Prozent nicht überstieg. Infolgedes-
sen sank der Anteil der männlichen jüdischen Studenten von 
2.698 im Sommersemester 1932 auf 486 im Sommersemester 

1934 und der Anteil der weiblichen jüdischen Studenten von 
1.252 auf 170.69

Bereits im Frühjahr 1933 forderte der Bund Nationalsozia-
listischer Deutscher Juristen BNSDJ70, dass alle Juden aus je-
der Form des Rechtslebens vollständig entfernt werden müss-
ten, und wollte damit Konkurrenten loswerden, die auch als 
Anhänger der Weimarer Republik, engagierte Demokraten, 
Sozialisten oder Pazifisten verhasst waren.

Als Folge des Reichsbürgergesetzes von 1935 wurden 
schließlich alle jüdischen Richter, auch die wenigen Richterin-
nen, und alle jüdischen Staatsanwälte in den Ruhestand ge-
schickt. § 5 der Durchführungsverordnung zum Rechtsbera-
tungsmissbrauchsgesetz vom 13. Dezember 1935 schloss 
Juden sogar von der Zulassung als Rechtsbeistand bzw. als 
Rechtsanwaltsgehilfen aus. 

Am 3. und 4. Oktober 1936 trafen sich mehr als 100 Hoch-
schullehrer der Nationalsozialistischen Juristenvereinigung zu 
einer Tagung „Judentum in der Rechtswissenschaft“ mit dem 

Ziel, den „jüdischen Geist“ in der deut-
schen Rechtswissenschaft zu definie-
ren, zu erkennen und zu beseitigen.71 
Anfang 1938 gab es noch 1.753 Juden 
unter den 17.360 Anwälten im Reich.72 
Im September des Jahres wurde aber 
auch die Frontkämpferklausel ab-
geschafft, und alle jüdischen Anwäl-
te mussten aufhören zu praktizieren. 
Nur wenige erhielten die Erlaubnis, 
als Rechtsbeistände für Juden zu ar-
beiten.73 Die jüdischen Juristinnen, die 
zu der Zeit noch in Deutschland leb-
ten, arbeiteten hauptsächlich für jüdi-
sche Wohlfahrtsorganisationen.

Die Pogrome vom November 
1938 (auch Reichskristallnacht ge-
nannt, da Fenster und Schaufenster 
jüdischen Eigentums eingeschlagen 
wurden) markierten den Übergang 
von der Diskriminierung der deut-
schen Juden ab 1933 zu ihrer syste-
matischen Vertreibung und Unterdrü-
ckung. Drei Jahre später begann der 

Holocaust, die Auslöschung allen jüdischen Lebens in Euro-
pa. In den folgenden vier Jahren bis zum Ende des Zweiten 
Weltkriegs wurden sechs Millionen europäische Juden getötet.

2.3 Die Folgen

Ein Teil der jüdischen Juristen entschloss sich nach dem 
Berufsverbot 1933 und vor Kriegsbeginn zur Auswanderung, 
Frauen mit ihren Ehemännern und einige auch allein, obwohl 
nicht alle ihre Auswanderungspläne verwirklichen konnten, vor 
allem in den späteren 1930er Jahren aufgrund zunehmender 
Einwanderungsbeschränkungen vieler Länder und des Ver-
lustes der persönlichen Mittel zur Bezahlung der Reise. Eini-
ge zogen es vor, bei Familienangehörigen in Deutschland zu 
bleiben. Insgesamt gelang etwa 500.000 Menschen, mehr als 

Magdalene Schoch um 1925, Foto: 
Aktives Museum, Berlin
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90 Prozent von ihnen Juden im Sinne der nationalsozialisti-
schen Rassengesetze, die Flucht aus dem Deutschen Reich, 
aus Österreich und dem deutschsprachigen Teil der Tschecho-
slowakei. Viele von ihnen gelangten, oft unter abenteuerlichen 
Umständen, in die Vereinigten Staaten,74 und etwa 150.000 
nach England. Sie wurden nicht alle willkommen geheißen, ei-
nige wurden interniert, andere deportiert.75 Es gibt keine ge-
naue Schätzung darüber, wie viele von ihnen Juristen waren.

Es war schwierig, in anderen Ländern zu praktizieren. Die 
deutsche juristische Qualifikation hatte in den Gastländern kei-
nen Wert. Zu unterschiedlich waren die Rechtssysteme, ins-
besondere die Kluft zwischen dem Common Law und der kon-
tinentaleuropäischen Rechtswissenschaft. Die emigrierten 
Juristen mussten eine neue Ausbildung erwerben und benö-
tigten in vielen Ländern zusätzlich die Staatsbürgerschaft, die 
erst nach Jahren erworben werden konnte. Die schwierigen 
Lebensbedingungen in einem fremden Land lasteten schwer 
auf ihnen. Sie hatten ihr gesamtes Hab und Gut verloren oder 
mussten es zurücklassen. Sie kämpften mit Sprachproblemen. 
Viele – vor allem die männlichen Juristen – hatten in der Schu-
le zwar Latein, aber kein Englisch, geschweige denn Spanisch 
gelernt. Viele arbeiteten in schlecht bezahlten ungelernten 
Jobs, um ihr Leben zu finanzieren. Die meisten von den jüdi-
schen Juristinnen und Juristen, denen die Flucht nach Eng-
land gelang, studierten an der London School of Economics. 
Einige wurden Barristers (Gerichtsanwälte), einige wenige So-
licitors (Geschäftsanwälte). 

Ein großer Teil der in Deutschland verbliebenen jüdischen 
Juristinnen wurde im Holocaust systematisch ermordet. Einige 
überlebten in Verstecken.

Die juristischen Bibliotheken wurden von jüdischen Pub-
likationen „gesäubert“, und durch ein Zitierverbot für jüdische 
Autoren wurde ein wichtiger Teil der Rechtswissenschaft nicht 
mehr rezipiert und damit unsichtbar. Es ist nicht zu ermessen, 
was die deutsche Rechtswissenschaft durch die Vertreibung 
und Auslöschung des jüdischen Teils ihrer Juristen verloren 
hat. Es war ein unersetzlicher Braindrain und eine nicht aus-
gleichbare Zerstörung von geistigem Gut.76 

3. Nach dem Krieg 

Nach dem Krieg wurden die Juristinnen in Deutschland 
zunächst oft als „Platzhalter“ für Männer eingesetzt, die im 
Krieg gefallen oder in Kriegsgefangenschaft waren oder die 
keinen „Persilschein“ erhalten hatten und aufgrund ihrer na-
tionalsozialistischen Vergangenheit nicht mehr im öffentlichen 
Dienst arbeiten konnten. Die wenigen Juristinnen, die es noch 
gab, konnten wieder zur Anwaltschaft zugelassen werden und 
wurden vor allem aus demografischer Notwendigkeit in Jus-
tiz und Verwaltung eingestellt, allerdings oft nur befristet und 
auf schlechter bezahlten Stellen als Männer.77 Als wieder mehr 
Männer zur Verfügung standen, kam es vor, dass Frauen aus-
scheiden mussten oder in den Eingangsbesoldungsgruppen 
sitzen blieben und Männer in ihrer Laufbahn an ihnen vorbei-
zogen. Männliche Richter, auch die mit NS-Vergangenheit, 
von denen viele großzügig entnazifiziert worden waren, setz-
ten ihre Laufbahn fast nahtlos fort.78

 Zwar wurde bei der Gründung der Bundesgerichte jeweils 
eine Richterin als Alibifrau ernannt, doch änderte sich dieser 
Anteil lange Zeit nicht, und Frauen stiegen nur langsam in Be-
förderungspositionen an den Gerichten der ersten und zwei-
ten Instanz auf. Noch 1950 enthielt die provisorische Fassung 
des neuen Beamtengesetzes wieder oder weiterhin die so ge-
nannte Zölibatsklausel, wonach Frauen wegen Heirat entlas-
sen werden konnten, weil sie dann wirtschaftlich abgesichert 
seien. Nach der Abschaffung der Zölibatsklausel setzten in der 
restaurativen Atmosphäre der Adenauer-Ära, in der ein kon-
servatives Familienbild vorherrschte, die abfälligen Diskussio-
nen über Doppelverdiener wieder ein. 

Nur wenige der emigrierten Juristinnen remigrierten. Es 
ist bedrückend, dass jüdische Juristinnen nach dem Krieg 
Probleme hatten, Wiedergutmachung oder Restitution zu er-
halten.79 Erna Proskauer, die Anfang der 1930er Jahre Rich-
terin werden wollte und bis 1933 als Hilfsrichterin eingesetzt 
war, kämpfte nach dem Krieg jahrelang um ihre Wiederein-
stellung in den Justizdienst. In letzter Instanz unterlag sie. Es 
wurde entschieden, dass sie die Ernennung zur Richterin auf 
Lebenszeit auch damals wegen der Zölibatsklausel nicht er-
halten hätte, da sie verheiratet und damit abgesichert war.80 
Auch die oben erwähnte Else Koffka bekam trotz ihrer Diskri-
minierung während der NS-Zeit keine Chance, als Richterin 
zu arbeiten, als in Berlin nach 1946 Juristen vorübergehend 
auf Richterämter berufen wurden, um den Mangel an Richtern 
auszugleichen. 

Gertrud Schubart-Fikentscher81 war die erste deutsche 
Frau, die sich nach dem Krieg 1946 habilitierte und einen 
Lehrstuhl in Leipzig in der neu gegründeten DDR erhielt; in 
Westdeutschland dauerte es bis 1965, bis Anne-Eva Braun-
eck einen Lehrstuhl bekam82. Magdalene Schoch, die erste 
habilitierte Frau in Deutschland, Schülerin von Mendelssohn-
Bartholdy, selbst Nicht-Jüdin, war eine erklärte Gegnerin des 
Regimes gewesen. Sie verweigerte den Hitlergruß und hielt 
sich nicht an das Verbot, Publikationen jüdischer Autoren zu 
zitieren. Als sie 1937 unter Druck gesetzt wurde, der NSDAP 
beizutreten, kündigte sie ihre Stelle als Leiterin einer Abtei-
lung am Institut für Auslandsbeziehungen an der Universität in 
Hamburg und emigrierte in die Vereinigten Staaten. Von 1946 
bis 1966 arbeitete sie als Expertin für internationales und aus-
ländisches Recht in leitenden Positionen im US-Justizministe-
rium und als Anwältin in Washington, zuletzt 1952 als Mitglied 
des Obersten Gerichtshofs der USA. Nach dem Krieg wurde 
ihr in Deutschland zunächst die Restitution verweigert, da sie 
freiwillig um ihre Entlassung gebeten habe. Dies ist eine wei-
tere von vielen anderen ähnlichen Entscheidungen, die auf ju-
ristischen Formalitäten beruhten und heute auf Unglauben und 
Unverständnis stoßen, da alte Nazis häufig ohne Probleme in 
ihre Stellen wieder eingesetzt wurden.83

4. Biographien 

4.1 Quellen

Woher stammen unsere Kenntnisse über die frühen Ju-
ristinnen und unter ihnen die jüdischen Juristinnen, die in ih-
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rem Leben und ihren beruflichen Möglichkeiten vom National-
sozialismus so schwer getroffen wurden? In den 1970er Jah-
ren wurden Leben, Werk und Rolle jüdischer Juristen, das 
nationalsozialistische Unrecht in Recht und Justiz verstärkt er-
forscht. Inzwischen ist die deutsche und ausländische Litera-
tur über Juristen jüdischer Herkunft nicht mehr zu überblicken. 
Das meiste ist jedoch von Männern über Männer geschrieben 
worden. Göppinger hat mehr als 500 Kurzporträts jüdischer 
Juristen gesammelt,84 obwohl es einige Tausend gegeben 
hat. Nur 22 Frauen sind enthalten.85 Breunung/Walter befas-
sen sich in der ersten Veröffentlichung ihres erweiterten For-
schungsprojekts über emigrierte Rechtswissenschaftler mit 24 
männlichen Juristen,86 entsprechend betrifft auch der 2004 er-
schienene Sammelband von Beatson/Zimmermann über nach 
Großbritannien emigrierte Juristen deutscher Sprache schwer-
punktmäßig männliche Juristen.87 

In den 1980er Jahren setzte sich die zweite Frauenbe-
wegung das Ziel, die Geschichte wichtiger Frauen aufzuarbei-
ten, um Frauen und ihre Leistungen sichtbar zu machen. Sie 
sammelten die verfügbaren Informationen, führten Interviews, 
gingen in Archive, veröffentlichten Artikel und so wurde auch 
die Geschichte der jüdischen Juristinnen nach und nach do-
kumentiert. 

Marion Röwekamp hat ein Lexikon über Juristinnen, ihr 
Leben und ihre Arbeit mit 150 Porträts früher Juristinnen zu-
sammengestellt, darunter einige Porträts jüdischer Juristin-
nen.88 Oda Cordes hat sich mit den „ersten deutschen Ju-
ristinnen und ihren Reformforderungen in der Weimarer Re-
publik“ beschäftigt.89 Simone Ladwig-Winters hat weitere 
Biografien jüdischer Juristinnen dokumentiert und sich aus-
führlich mit ihrem Leben und Wirken, ihren Minderheitserfah-
rungen und der Diskriminierung von Frauen befasst.90 Sie hat 
für die Rechtsanwaltskammer Berlin in einem voluminösen 
Band zum Schicksal jüdischer Rechtsanwälte in Berlin nach 
193391 ein umfassendes biografisches Verzeichnis der Ber-
liner Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen jüdischer Her-
kunft angelegt. Anfang 1933 waren 19 jüdische Rechtsanwäl-
tinnen in Berlin zugelassen, nur 14 nicht jüdische, nach 1933 
konnten nur noch 15 Anwältinnen praktizieren, darunter die 
erwähnte Hanna Katz als einzige jüdische. Simone Ladwig-
Winters hat auch mit der Bundesrechtsanwaltskammer eine 
Ausstellung „Anwalt ohne Recht“ erstellt, begleitet von einem 
Band über die Schicksale jüdischer Anwälte in Deutschland 
nach 193392. In den ausführlichen Registern finden sich z.B. 
in Köln vier jüdische Anwältinnen, in München zwei (von 225 
Anwälten), in Leipzig eine, in vielen der aufgeführten Städ-
te keine. 

2019 hat der Deutsche Juristinnenbund eine besondere 
Ausstellung über „Jüdische Juristinnen und Juristinnen jüdi-
scher Herkunft“ auf den Weg gebracht, „die 17 Frauen por-
trätiert, die stellvertretend für viele andere jüdische Juristin-
nen oder Juristinnen der ersten Generation von Juristinnen 
stehen, die von den Nationalsozialisten als Jüdinnen verfolgt 
wurden“.93 In einer Presseerklärung zur Ausstellung heißt es: 
„Die Juristinnen haben eine wichtige Rolle bei der Entwick-
lung des juristischen Berufsstandes in Deutschland gespielt. 
Ihre Biografien zeigen, wie jüdisches Leben in Deutschland 

war – und heute sein könnte –, welchen Anteil jüdische Juris-
tinnen beim Entstehen des Feldes der sozialen Arbeit hatten 
und welchen Anteil beim Kampf der Frauen um gleiche Rech-
te in der Weimarer Republik. Die Geschichte der Juristinnen 
ist nicht nur eine Berufs-, sondern auch eine Demokratiege-
schichte und ein Teil der deutschen jüdischen Geschichte.“94

Inzwischen sind auch mehrere ausführliche Biographien 
veröffentlicht worden, z.B. von Röwekamp und Cordes über 
Munk95, Misselwitz über Hilger96, Hansen über Scheffler,97 und 
Michl über Rupp-von Brünneck.98 Viele der Juristinnen haben 
einen biographischen Eintrag in Wikipedia99 und die jüdischen 
Juristinnen sind auch im Jewish Women›s Archive und in der 
Zentralen Datenbank Yad Vashem verzeichnet.100

4.2 Kurze biografische Notizen 

Im Folgenden werden kurze biographische Notizen zu 
einigen Juristinnen jüdischer Herkunft aufgeführt, die ihren 
schwierigen Berufsweg und die vielschichtigen Geschichten 
jüdischer Frauen im Dritten Reich, ihre Probleme und Leiden 
skizzenhaft verdeutlichen. Sie können jedoch nicht das ge-
samte Spektrum der Unterdrückung und Verfolgung repräsen-
tieren und bei weitem nicht allen gerecht werden. 

Jüdische Juristinnen

Tod durch Selbstmord

Clara Israel101 (1876 Berlin – 1942 Berlin)
1929 erste weibliche Richterin, nach Entlassung ab 1933 Jü-
discher Heimpflegeverein Selbstmord durch Vergiftung auf-
grund drohender Abschiebung
Dr. Lucy Nelly Liefmann (1884 Frankfurt – 1942 Frankfurt)
1918 erste Frau mit Promotion in Rechtswissenschaften 
an der Universität Frankfurt a.M.
Wohlfahrtspflege, Ausbildung der ehrenamtlichen Armen- 
und Waisenpfleger in Frankfurt 
1933 als Jüdin und Sozialdemokratin entlassen.102

In Konzentrationslagern ermordet 

Clara Daus103 (1899 Hamburg – 1942 KZ Ausschwitz)
1926 zweites Examen, Juristin in der Hamburger Verwaltung 
beim Wohlfahrtsamt (1926–1927), Jugendamt (1927–1931) 
und bei der Finanzdeputation (1931–1933)
Nach 1933 Sorgearbeit für ihre Familie, Emigration 
gescheitert
Ella Kessler-Reis (1899 Stuttgart – 1944 KZ Auschwitz)
1932 Rechtsanwältin in Stuttgart 
Seit 1933 führende Position beim jüdischen Wohlfahrts-
verband 
Elisabeth Kohn (1902 München – 1941 Litauen)
1928 Rechtsanwältin in München 
vertrat in der SPD Interessen jüdischer Bürger, 
Mitbegründerin der Roten Hilfe
1933 Berufsverbot, in ein Vernichtungslager in Litauen 
deportiert, dort ermordet.104 
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Dr. Erica Sinauer (1889 Freiburg – 8.3.1945 KZ Auschwitz) 
(fiktives Datum für alle, deren Todesdatum dort nicht bekannt 
ist)
1927 Rechtsanwältin, Rechtshistorikerin, Assistentin am 
rechtshistorischen Institut in Freiburg 
1928 Promotion 
1933 Arbeit an der Habilitation, zum Sachsenspiegel und 
Mitarbeit an den Monumenta Germaniae Historica 
1940 Internierungslager Gurs/Frankreich
1942 Deportation nach Auschwitz

Emigriert

Dr. Margarete Berent105 (1887 Berlin – 1965 New York)
1913 Promotion in Erlangen
1919–1933 Lehrtätigkeit in Familien- und Jugendrecht
1925 Erste Rechtsanwältin in Preußen, in Berlin, 1926 
Gründungsmitglied des Deutschen Akademikerinnenbundes
1933 Zentralstelle für jüdische Wirtschaftshilfe, Leiterin der 
Abteilung für Frauenfragen
1939 Emigration nach Chile, 1941 New York, neues 
Jurastudium 
1949 Rechtsanwältin in New York, 1956 bis 1965 in der 
Rechtsabteilung der Stadtverwaltung von New York
Dr. Brigitte Bodenheimer, geb. Levy (1912 Berlin – 1991 
Davis/Kalifornien)
1934 Promotion in Heidelberg, Emigration
1937 Bachelor of Law in Washington, 1946 Associate 
Professor, 
1951 Professorin Universität von Utah
Dr. Hedwig Sara Brann-Frank (1899 Frankfurt – 1978 
Chicago)
1938 Emigriert nach Palästina, 1939 New York, neues 
Jurastudium, 
1945 Rechtsanwältin in Chicago
Ruth Ehrlich, geb. Zucker (1907 Essen – 2007 Philadelphia)
1932 Rechtsreferendarin, 1934–1941 tätig in der Familienfür-
sorge der Jüdischen Gemeinde in Berlin
1941 Emigration in die USA, neues Jurastudium 1958–1961, 
1962 Zulassung als Rechtsanwältin in Chicago 
Dr. Edith Kosterlitz geb. Dosmar (1904 Mönchengladbach – 
1994 New York)
1933 Ausschluss vom zweiten Examen, Emigration nach 
Belgien
1935–1940 Arbeit in einer Anwaltskanzlei, 1940–1943 aktiv 
im Untergrund
1945–1947 Leiterin des „Comité Israelite des Victimes des 
Lois Raciales“ in Brüssel
1947 Emigration in die USA, 1948 Arbeit bei der UNO, später 
in führenden Positionen

Remigration

Nora Platiel geb. Block (1896 Bochum – 1979 Kassel)
konnte die Schule nicht abschließen, arbeitete als Sekretärin, 
während des 1. Weltkriegs im Kriegshilfsdienst in Rumänien, 
dann bei der Frauenrechtlerin Helene Stöcker, die sie über-

zeugte, die Schule zu beenden, und sie studierte Jura. 1922 
Mitglied der SPD, aktiv in der Roten Hilfe 
1931 erste Rechtsanwältin in Bochum
1933 Flucht nach Paris, Arbeit im Comité d›assistance aux 
refugiés, 1940 interniert im Lager Gurs
1942 Flucht in die Schweiz, Arbeit für das Arbeiterhilfswerk
1949 Rückkehr nach Kassel, Richterin und später Vorsitzende 
Richterin an einer Entschädigungs-/Restitutionskammer
1954–1966 Mitglied des Hessischen Landtags für die SPD
Dr. Käthe Manasse geb. Loewy (1905 Berlin – 1994 
Hamburg)
1920 Promotion
1932/33 Gerichtsassessorin in Berlin
1938 Emigration nach Palästina
1949 Rückkehr nach Hamburg, Mitarbeiterin im Amt für 
Wiedergutmachung
1952 Richterin, 1962 Vorsitzende Richterin 
Dr. Martha Mosse (1884 Berlin – 1977 Berlin)
1920 Beförderung, 1926 Polizeirätin
1933–1943 Arbeit für die jüdische Gemeinde in Berlin, 
1939 in der Wohnberatungsstelle für Juden
1941 Beteiligung an „Umsiedlungs“-Maßnahmen für Juden 
trotz erheblicher Vorbehalte
1943–45 Internierung im Konzentrationslager Theresienstadt
Nach dem Krieg von jüdischen Mitbürgern der Kollaboration 
beschuldigt, aber als Opfer des Faschismus eingestuft
Beraterin der amerikanischen Militärregierung bei den 
Nürnberger Prozessen
1948–1953 Polizeirätin in Berlin

Zwei derjenigen, die es geschafft haben, in 
Deutschland zu überleben

Alice Prausnitz (1906 Mauritius – 1996 Plön), Halbjüdin 
1933 zweites Examen, kaufmännische Angestellte, während 
des Krieges zum Kriegsdienst verpflichtet 
1945 Rechtsanwältin und später Notarin in Leipzig, Gegnerin 
des DDR-Systems, 1949 Hamburg, 
1960 erste weibliche Vorsitzende Richterin nach dem Krieg,
 bei einer Entschädigungskammer
Aktivistin für die Rechte der Frau
Dr. Erna Scheffler geb. Friedenthal106 (1893 Breslau – 1983 
London), Halbjüdin (zwei jüdische Großeltern), 
1914 Promotion in München, zweites Examen 1925,
1925–1928 Rechtsanwältin in Berlin
1928 Gerichtsassessorin, 1932–1933 Richterin in Berlin 
Ihr späterer Ehemann durfte sie aufgrund der Nürnberger 
Gesetze zum Schutze des deutschen Blutes und der deut-
schen Ehre nicht heiraten
überlebte die Judenverfolgung versteckt in einem Gartenhaus
31.5.1945 Richterin in Berlin, nach der Währungsreform 
Richterin am Verwaltungsgericht in Düsseldorf
1951–1963 erste Richterin am Bundesverfassungsgericht 

Der Weg der früheren Juristinnen war hart. Das Leid, das die 
jüdischen Juristinnen erlitten haben, ist unermesslich. Für 
uns heutige Juristinnen ist die Erinnerungsarbeit wichtig, um 
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uns zu vergegenwärtigen, was wir unseren Vorgängerinnen 
verdanken, den nicht jüdischen wie den jüdischen, die einen 
besonderen Anteil an der frühen Geschichte der Juristinnen 
hatten. „Als Juristinnen haben sie ihre besonderen Fähigkei-
ten eingesetzt, um für die Gleichberechtigung der Frau und 
gegen Diskriminierung zu kämpfen. […] Das Schicksal der jü-
dischen Juristinnen soll uns mahnen. Sie sollen ihren Kampf 
nicht umsonst gekämpft haben.“107 *
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Nachdruck aus Betrifft JUSTIZ 2024, S. 318 ff.
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Objektivierung von Beurteilungen 
durch kumulierte Subjektivität am Beispiel 
der österreichischen Personalsenate 
Interview mit Harry Addicks zu den Möglichkeiten der Verbesserung des justitiellen Beurteilungs- 
und Beförderungssystems

Betrifft JUSTIZ: Beurteilungen gehören in allen 
Teilen des öffentlichen Dienstes und auch in der 
Justiz zur Bestenauslese dazu. Was stört dich 
an dem vorhandenen System?

Harry Addicks: Unter dem Gesichtspunkt der Verfas-
sungshygiene, der Frage nach der Gewaltenteilung und der 
richterlichen Unabhängigkeit ist es störend, dass die dienst-
lichen Beurteilungen von der falschen Staatsgewalt, nämlich 
der Exekutive, erstellt werden. Die Gerichtsleitungen schrei-
ben die Beurteilungen in ihrer Eigenschaft als weisungsabhän-
gige Außenstellen des Justizministeriums vor Ort. Aber dieses 
Thema der fehlenden institutionellen Unabhängigkeit der Ju-
dikative und nur bruchstückhaften Gewaltenteilung ist ein zu 
weites Feld für dieses Interview. Allerdings sind die dienstli-
chen Beurteilungen eine deutliche Einbruchstelle in die richter-
liche Unabhängigkeit.

In der Praxis stört mich vor allem, dass die Bestenauslese 
weitgehend zur Farce geworden ist. Das VG Karlsruhe hat die 
realen Zustände in einer Entscheidung vom 29. Oktober 2015, 
2 K 3639/14, DRiZ 2016, 74, einmal erfrischend deutlich ka-
rikiert: Nicht ausschließlich an sachlichen Kriterien orientierte 
Beurteilungen werden unbefangen verglichen, um dann die 
bestgeeignete Person auszuwählen und zu befördern. Vielfach 
steht stattdessen die „ausgeguckte“ Person („Wer soll’s denn 
werden?“) bereits lange vor der Stellenausschreibung fest, be-
kommt deshalb die beste Beurteilung und wird dann befördert. 
Was also stört, ist die Willküranfälligkeit, die noch dadurch be-
flügelt wird, dass in der Regel eine einzige Person die Weichen 
stellt, die in Personenidentität Beurteilung und Beförderungs-
vorschlag in der Hand hält.

Hat nicht der direkte Vorgesetzte bzw. Präsident 
oder Oberpräsident konkret den besten Einblick 
in die Fähigkeiten des Bewerbers?

In seinen Augen: sicher. Vielfach sogar in solch väterli-
cher oder mütterlicher Fürsorgebereitschaft, dass er oder sie 
ganz bestimmte Vorstellungen über die „Personalentwicklung“ 
seiner/ihrer Richterschaft hat und diese mit der Autorität eines 
Erziehungsberechtigten durchzusetzen versucht. So haben wir 
gerade in Nordrhein-Westfalen einen sehr prominenten Fall, 

in dem sogar der Justizminister persönlich dem einen oder 
anderen Bewerber, immerhin volljährigen Personen, die sich 
bei vollem Bewusstsein zur Bewerbung entschlossen haben, 
nahegelegt hat, die Bewerbung zurückzuziehen, weil es eine 
andere „sehr interessante“ Bewerbung gäbe (vgl. S. 330 in 
diesem Heft). Also, ich bezweifle nicht, dass es viele Gerichts-
leitungen gibt, die Beurteilungen nach bestem Wissen und Ge-
wissen objektiv zu erstellen versuchen. Hoffentlich sind es die 
meisten. Aber ich vermag den Anteil derer nicht auszublenden, 
die die Beurteilung der ausersehenen Person bis ganz zuletzt 
noch offenhalten, damit man sie erforderlichenfalls, bei starken 
Konkurrenzbewerbungen, noch weiter hochstufen kann. Es 
ist auch kein faires Verfahren, nicht gewollten Bewerberinnen 
und Bewerbern zu erklären, die Bewerbung sei „nicht tunlich“, 
komme zur Unzeit, sie seien „noch nicht dran“, und als letzte 
Eskalationsstufe für den Fall der Aufrechterhaltung der Bewer-
bung notfalls sogar noch das „Ende der Karriere“ in Aussicht 
zu stellen. So hält man sich die Mühe eines regelgerechten 
Verfahrens und womöglich noch erfolgreiche Konkurrenten-
Streitverfahren vom Hals. 

Wärest du für die Einführung einer Regel-
beurteilung?

Das ist ein ziemlich weites Feld. In dieser Hinsicht finden 
wir in den Ländern gegenwärtig alle Möglichkeiten vor. Die 
Kritik ist geteilt. Manche sehen in Regelbeurteilungen eine 
Sicherung von Kontinuität, einen Schutz gegen kometenhafte 
Aufstiege, also erstaunliche Notensprünge. Andere möchten 
die Möglichkeit der Anlassbeurteilungen genügen lassen und 
sehen überhaupt keine Notwendigkeit, Lebenszeitrichterinnen 
und -richter regelmäßig zu beurteilen, die sich gar nicht auf ein 
anderes Amt bewerben bzw. bewerben wollen. Auch beziehen 
sich die Standpunkte verschiedentlich auf die Existenz oder 
Nichtexistenz eines Richterwahlausschusses und seine jewei-
ligen Spielräume. Ich bin unentschieden.

Wie könnte man eine Beurteilung aus Anlass einer 
Beförderung objektivierbarer machen?

Erstens erneut: Indem man sie aus der Hand der exekutiv 
verankerten Gerichtsleitungen in die Hand der Judikative leg-
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te. Dies könnten z. B. ganz einfach die Gerichtspräsidien sein. 
Die Landesparlamente könnten das so regeln.

Zweitens: Beurteilungsgremien statt Entscheidungen 
einzelner Personen. Dienstliche Beurteilungen sind unwei-
gerlich subjektiv, immer auch von nicht sachlichen Elementen 
geprägt. Die Gefahr willkürlicher Einflüsse ist unbestreitbar. 
Aus der Organisationslehre kennen wir als Instrument prä-
ventiver Kontrolle das Vier- oder Mehraugenprinzip. Es ist 
uns beispielsweise aus dem Finanzwesen, dem Bauwesen, 
der Medizin, aus dem Vergaberecht, dem Kommunalrecht und 
aus vielen anderen Bereichen geläufig. In Österreich ist es 
in Bezug auf dienstliche Beurteilungen von Richterinnen und 
Richtern ein alter Hut. Dort findet seit Jahrzehnten in Gestalt 
der Personalsenate ein Mehraugenprinzip statt. 

Wie setzen sich die österreichischen Personal-
senate zusammen?

Die Rechtsgrundlagen finden sich in den §§ 36 ff. des 
österreichischen Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstge-
setzes. Im kurzen Überblick: Der Personalsenat besteht aus 
zwei Mitgliedern kraft Amtes und drei von der Richterschaft 
gewählten Mitgliedern (Wahlmitglieder), je nach Anzahl der 
richterlichen Planstellen kann sich die Zahl der Wahlmitglie-
der auf fünf erhöhen. Mitglieder kraft Amtes sind der Präsident 
und ein Vizepräsident des Gerichts.

In welchen Bereichen werden sie eingesetzt?
 
Die Aufgaben sind u. a. in §§ 32 und 52 des Gesetzes ge-

regelt. Neben der Zuständigkeit für die Erstellung der dienst-
lichen Beurteilungen (in Österreich „Dienstbeschreibungen“) 
kommt den Personalsenaten eine wichtige Rolle im Beförde-
rungswesen zu, vergleichbar mit der eines Richterwahlaus-
schusses. 

Der Personalsenat verfasst einen im Internet zu veröf-
fentlichenden Besetzungsvorschlag, dem das letztlich ent-
scheidende Justizministerium in der Regel folgt. Die richter-
liche Selbstverwaltung im Bereich der Planstellenbesetzung 
(Ernennung der Richterinnen und Richter) durch die Personal-
senate reicht damit (nur) bis zur Letztentscheidungsmacht des 
Ministeriums.

Abgesehen von den genannten Aufgabenfeldern werden 
die Personalsenate noch bei der Besetzung von Notarstellen, 
der Berufung von Laienrichtern und durch Erstellung bestimm-
ter Gutachten tätig.

 
Welche Erkenntnismöglichkeiten haben die 
Personalsenate?

Das jeweilige berichterstattende Mitglied des Personalse-
nats hört die „zu beschreibende“ Person, die Gerichtsleitung, 
die/den Vorsitzende/n des Rechtsmittelsenates an, nimmt 
sonstige erforderliche Ermittlungen vor, fertigt einen schriftli-
chen Entwurf, der, so wird mir von langjährig erfahrenen Per-
sonalsenats-Mitgliedern berichtet, ausführlich vorgestellt und 
diskutiert wird. 

Wie werden Seilschaften und Vetternwirtschaft 
verhindert?

Einerseits bereits durch die gemischte Zusammenset-
zung (Mitglieder durch Wahl und kraft Amtes). Zweitens sind 
die Beurteilungen das Ergebnis langwieriger Beratungen, 
in denen weder die Gerichtsleitung noch der Berichterstat-
ter (aus guter Übung immer ein Wahlmitglied) den subjekti-
ven Befindlichkeiten oder gar seilschaftlichen Beziehungen 
Raum geben können. Unsere einsamen Einzelentscheidun-
gen durch Gerichtsleitungen können da nicht ansatzweise 
mithalten. 

Wie sind die Erfahrungen mit der Objektivierbar-
keit?

Das österreichische System der Personalsenate hat eine 
sehr ehrliche Grundlage. Man lügt sich nicht vor, dass es ab-
solut objektive dienstliche Beurteilungen gäbe. Die Losung 
heißt: „Objektivität durch kumulierte Subjektivität.“ Oder: Will-
kürminimierung durch Gremienentscheidung. Dies funktio-
niert nach allen mir zugänglichen Berichten seit Jahrzehnten 
sehr zufriedenstellend. 

Welche Nachteile werden aufgezeigt?

Keine, siehe oben.

Gibt es ähnliche Systeme in anderen europäischen 
Ländern?

Genau genommen sind alle anderen Systeme – bis auf 
das deutsche und das tschechische – dem österreichischen 
noch ein Stück voraus. Deutschland kennt richterliche Selbst-
verwaltung nur im Umfang der den Gerichtspräsidien oblie-
genden Regelungsgegenstände. Österreich erweitert dies mit 
den Personalsenaten erheblich, auf die Bereiche Beurteilung 
und Besetzungsvorschläge. Aber in allen anderen europäi-
schen Ländern (bis auf Tschechien und Deutschland) gibt es 
inzwischen irgendeine Form eines von der Exekutive unab-
hängigen Justizrats, der u. a. für die dienstlichen Beurteilun-
gen und die Beförderungsentscheidungen zuständig ist. 

Die Existenz eines Justizrats ist übrigens nach den Anfor-
derungen der EU an die Rechtsstaatlichkeit eine zwingende 
Voraussetzung für die Mitgliedschaft in der Union. Deutsch-
land genießt als Gründungsmitglied Bestandsschutz für sein 
anachronistisches System. 

Wäre aus deiner Sicht auch eine komplette 
Abschaffung der Beurteilungen möglich?

Offenbar funktioniert auch das. So gibt es beispielsweise 
in der Schweiz, in Spanien, Großbritannien und in Dänemark 
bis auf eine Einstiegsqualifikation (in Dänemark eine einzige 
Beurteilung, vergleichbar mit der Beurteilung zum Ende der 
Probezeit) keine dienstlichen Beurteilungen. Wie stellt man 
dann bei konkurrierenden Bewerbungen die jeweilige Quali-
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fikation fest? In Spanien z. B. erstellt der Consejo General, 
der spanische Justizrat, ein – auch von der Richterschaft – 
gewähltes Organ der Judikative, alle drei Jahre Ranglisten, in 
denen Dienstalter, berufliche Erfahrung und die Ergebnisse 
von Prüfungen im Fortbildungszentrum des Consejo Gene-
ral berücksichtigt werden. Letztgenannte Prüfungen sind na-
türlich durch die Hintertür auch eine Art von Beurteilungen. 
Übrigens gibt es in Spanien nur drei Beförderungsstufen, in 
Italien eine Einheitsbesoldung (bei geringen Zulagen für be-
stimmte Funktionen), in der Schweiz das Rotationsprinzip bei 
Führungsämtern. 

Man sieht, die Welt der Justiz ist bunt, in Deutschland 
nach wie vor hierarchisch orientiert und als Teilabbild des Be-
amtentums eher grau. *
Das Gespräch führte Guido Kirchhoff im Juni 2024.

Nachdruck aus Betrifft JUSTIZ 2024, S. 357 ff.

Anmerkung der Redaktion: Weitere Einzelheiten zu den öster-
reichischen Personalsenaten finden sich im im Interview mit 
Marlene Perschinka, Betrifft JUSTIZ 2013, S. 92.

Bericht von der 
Bundesmitgliederversammlung 2025
von Thomas Haug

Am 15. März 2025 fand im Hotel „Dietrich-Bonhoeffer-
Haus“ in Berlin-Mitte unsere Bundesmitgliederversammlung 
statt. 

Der Vorabend startete nach dem gemeinsamen Abend-
essen mit einem juristisch-kulturellen Programmpunkt: In der 
szenischen Lesung „Den Zweifel aushalten – eine künstle-
rische Perspektive auf Strafprozesse gegen rechtsextreme 
Angeklagte“ aus den Theaterstücken „Werwolfkommandos“ 
und „Innere Sicherheit“ fasste die Frankfurter Autorin und 
Regisseurin Marie Schwesinger ihre persönlichen Erfahrun-
gen als Beobachterin u.a. im „Lübcke-Prozess“ – dem Straf-
verfahren wegen Ermordung des Kasseler Regierungspräsi-
denten Walter Lübcke sowie wegen versuchten Mordes am 
irakischen Flüchtling Ahmed I. – vor dem OLG Frankfurt a.M. 
zusammen. (Der Hauptangeklagte war dort wegen Mordes an 
Walter Lübcke zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt wor-
den, im Hinblick auf die übrigen Anklagepunkte waren Frei-
sprüche ergangen). Im Vordergrund ihrer Darstellung – unter 
bewusster Betonung ihrer Sicht als Kulturwissenschaftlerin 
und juristischer Laiin – standen die rechtsextreme Sprache 
der Angeklagten, ihre verharmlosende Selbstdarstellung so-
wie systematische Versuche Dritter, journalistische Prozess-
beobachter auf verschiedene Weise einzuschüchtern. 

Ein weiterer Schwerpunkt ihrer Lesung bestand in der 
Darstellung des Strafverfahrens wegen der „NSU 2.0-Droh-
schreiben“ vor dem Landgericht Frankfurt a.M., (in welchem 
ein 54-jähriger Berliner wegen der Versendung von mehr als 
80 rechtsextremer Drohschreiben v.a. gegen Frauen des öf-
fentlichen Lebens – Rechtsanwältinnen, Politikerinnen und 
Staatsanwältinnen – zu einer knapp sechsjährigen Gesamt-

freiheitsstrafe verurteilt worden war). Hierbei arbeitete Marie 
Schwesinger – über die von ihr dargestellten Hauptverhand-
lungen hinaus gehend – in bedrückender Weise mehrere 
Aspekte heraus: Welche Rolle spielten das gesellschaftliche 
Klima und Abstumpfungsprozesse für die Begehung der Ta-
ten? Welche Rolle spielte der Umstand, dass die personen-
bezogenen Daten der Geschädigten in mehreren Fällen kurz 
vor Versendung der Drohschreiben von Computern der hes-
sischen Polizei abgerufen worden waren? Und anderseits die 
konkreten Auswirkungen auf das Privat- und Familienleben ei-
ner der Geschädigten – der Frankfurter Rechtsanwältin Seda 
Basay-Yildiz –, die im NSU-Prozess vor dem OLG München 
als Nebenklagevertreterin aufgetreten war und die sich nun 

Die Regisseurin Marie Schwesinger mit ihrer Schaupiel-
kollegin bei der szenischen Lesung
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ein zweites Mal vom Staat alleine gelassen fühlt, da das hessi-
sche Innenministerium ihr erklärt habe, dass die Sicherung ih-
res Privatanwesens ihre Privatsache wäre. Die Lesung endete 
schließlich mit folgendem gefälligen Resümee Schwesingers: 
Man habe in den Prozessen gelernt, „dass niemand nur auf 
Grund eines Gefühls verurteilt wird“. Und Journalismus zeige, 
„dass Rechtsstaat auch anstrengend ist“. 

Das anschließende Get-Together, das weit über Mitter-
nacht hinaus ging, nutzen die Kolleginnen und Kollegen zum 
fachlichen und persönlichen Austausch. Neben dem Kennen-
lernen vielfältiger und bemerkenswerter Richterpersönlichkei-
ten war diese gesellige Runde auch eine schöne Gelegenheit, 
sich ein präziseres Bild von den Umständen an anderen Ge-

richtsstandorten in den verschiedenen deutschen Bundeslän-
dern zu machen. 

Der Samstag startete nach dem gemeinsamen Frühstück 
mit der Podiumsdiskussion „(Fehl-) Entwicklungen und Pers-
pektiven des Rechtsstaates“: 

Prof. Dr. Dr. Maximilian Pichl (Professor für Soziales Recht 
als Gegenstand der Sozialen Arbeit, Hochschule RheinMain) 
zeigte zunächst die historische Entwicklung des Rechtsstaats-
begriffes (kolonial, patriarchal, liberal) auf. Einleitend durch 
eine Grafik, welche die Häufigkeit der Verwendung des Be-
griffes „Rechtsstaat“ über die Jahrzehnte hinweg in Reden 
des Deutschen Bundestages aufzeigte, warnte er vor einer 
Umdeutung von Begriffen („Resignifikation“), wie bspw. der 
autoritären Aneignung des Rechtsstaatsbegriffes im National-
sozialismus (Carl Schmitt 1935). Solche Bestrebungen seien 
seit dem Jahr 2015 wieder erkennbar zu beobachten. Pichl, 
der auch Autor des Buches „Law statt Order – Der Kampf 
um den Rechtsstaat“ (Suhrkamp-Verlag) ist, wies darauf hin, 
dass der in der Bundesrepublik ursprünglich liberal verstan-
dene Begriff „Rechtsstaat“ über die Jahrzehnte hinweg nun 
mit/durch „Ordnungsstaat“ uminterpretiert und ersetzt werde. 
In diesem Kontext warnte Pichl zudem vor Bestrebungen, die 
rechtsstaatlich-liberale Justiz zu kapern. 

Der Politikwissenschaftler Arne Semsrott knüpfte daran 
an und warnte zunächst vor von innerhalb der Justiz ausge-
henden Gefahren, wie z.B. durch Schöffen- und Verfassungs-
richterwahlen, oder auch durch „veränderte Narrative“, wie 
bspw. durch die sich seit Dezember 2022 wegen des Vorwurfs 

der Bildung einer terroristischen Vereinigung (Staatsstreich-
planung) in Untersuchungshaft befindliche Richterin am Land-
gericht Berlin Malsack-Winkemann. Weiterhin wies Semsrott, 
der auch Autor des Buches „Machtübernahme – Was passiert, 
wenn Rechtsextreme regieren“ (Verlag Droemer Knaur) ist, 
auf Strukturen zielende Angriffe von außen hin: Zwar befürch-
te er keinen unmittelbaren bzw. offenen Angriff auf die Un-
abhängigkeit der Justiz wie gegenwärtig in den USA, jedoch 
mittelbare Angriffe. So würden die Begriffe „Bürokratieabbau“ 
und „moderne Justiz“ nicht nur zufällig im selben Zusammen-
hang verwendet. Vorschläge zur Abschaffung des Amtsermitt-
lungsgrundsatzes im Asyl- und Sozialrecht sprächen eine kla-
re Sprache. Auch das bewusste Ignorieren der Justiz („Fakten 
schaffen“, „exekutiver Ungehorsam“, wie bspw. das jahrelan-
ge Ignorieren des gerichtlich angeordneten Luftreinhalteplans 
für München durch die bayerische Staatsregierung) oder das 
bewusste Verächtlichmachen der Justiz und die Darstellung 
von Gerichten als „Problem“ würfen die Frage auf: Welchen 
Stellenwert hat eine unabhängige Justiz? 

In der anschließenden Diskussion mit den Kolleginnen 
und Kollegen wurde intensiv diskutiert, auf welche Weise die 
Justiz zum Schutz des demokratischen Rechtsstaates, hierbei 
insb. der freiheitlich-demokratischen Grundordnung – auch 
unter den Gesichtspunkten Überparteilichkeit und Unabhän-
gigkeit – nun gefordert ist, sich zur Abwehr dieser Gefahren 
kommunikativ klar zu positionieren. 

Nach dem gemeinsamen Mittagessen fand schließlich 
die Mitgliederversammlung statt. Neben den üblichen ver-
einsrechtlichen Formalitäten wurden insb. die im vergange-
nen Jahr stattgefundenen Tätigkeiten der NRV in Erinnerung 
gerufen: Die Durchführung und Teilnahme an verschiedenen 
Podiumsdiskussionen (u.a. zu den Themen Maßregelvollzug, 
Unabhängigkeit, Dokumentation der strafr. Hauptverhand-
lung, Rechtsstaatlichkeit in der Türkei), Ausstellung mit der 
Stiftung Forum Recht, MEDEL-Tagung, Besuch des BVerfG, 
diverse Pressemitteilungen und Stellungnahmen, sowie Ver-
netzung mit anderen Institutionen, wie z.B. den Fraktionen im 
Bundestag. 

Der Vorstand freute sich über ein dynamisches Mitglie-
derwachstum im vergangenen Jahr sowie einen Frauenanteil 
von nunmehr 46 Prozent. 

Nach lebhafter Diskussion verschiedener Pro- und Con-
tra-Argumente entschied die Bundesmitgliederversammlung 
letztlich mit großer Mehrheit, dass der Vereinsname wie folgt 
geändert werden soll: „Neue Richter*innenvereinigung – Zu-
sammenschluss von Richterinnen und Richtern, Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälten e.V.“ 

Gegen 18 Uhr war die sehr interessante, zweitägige Ver-
anstaltung schließlich beendet. Ich persönlich trat die lange 
Heimreise aus Berlin planmäßig erst am Folgetag an. Da die 
von mir ursprünglich gebuchte Direktverbindung nach Saar-
brücken von der Deutschen Bahn – aus nicht weiter bekann-
ten Gründen – dann aber bereits zwei Wochen vor der Ver-
anstaltung gestrichen worden war, wurde mir einmal mehr 
bewusst, dass wir im Saarland nicht nur bei den Themen Aus-
stattung der Justiz und Besoldung von den anderen Bundes-
ländern ziemlich abgehängt sind. * 

Arne Semsrott und Maximilian Pichl, Foto: Marc Petit
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Dieter C. Umbach, Foto: privat

Dieter C. Umbach – Vater Nagelmanns  
... und weit mehr
von Hans-Ernst Böttcher

Hommage an einen ungewöhn-
lichen und verdienstvollen Kollegen 
aus der rheinland-pfälzischen   So-
zialgerichtsbarkeit, der schon in der 
Frühzeit der NRV für deren Wahr-
nehmbarkeit in der Rechtspolitik 
und mit Erfolg für die Vertretung der 
NRV   in den   Richterräten gesorgt 
hat.

Schon am 2. Juni 2024 ist im 
Kreise seiner Familie in Ettlingen 
der am 25. Juli 1938 geborene Ver-
fassungsrechtler, Richterkollege und 
Freund Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter C. 
Umbach verstorben.

Dem außergewöhnlichen Juris- 
ten und guten Freund sind diese Zei- 
len gewidmet.

Ich habe Dieter Umbach in ge-
meinsamer Zeit als Wissenschaft-
liche Mitarbeiter beim BVerfG in 
Karlsruhe kennengelernt. Er gehört 
zu denjenigen Mitarbeitern, die am 
längsten dort gearbeitet haben (1976 – 1983 ). Seine Chefs 
waren so unterschiedlichen Verfassungsrichter-Persönlich-
keiten wie Prof. Dr. Hans Joachim Faller und Prof. Dr. Wolf-
gang Zeidler: Faller der „klassische“ ehemalige Bundesrichter 
(BGH), auf dem CDU-Ticket gewählt; Zeidler ein eher konser-
vativer, aber immer für eine Überraschung guter Sozialdemo-
krat, ursprünglich auch aus der (Hamburger) Ordentlichen Ge-
richtsbarkeit kommend und dann bekanntlich zeitweilig auch 
Präsident des Bundesverwaltungsgerichts. 

Die Zeit in Karlsruhe bildet fast genau die Mitte des Le-
bens Dieter C. Umbachs und man wird sie als besonders prä-
gend, oder vielleicht besser: nachwirkend bezeichnen können. 
Prägend war freilich damals schon er für das Leben im „Dritten 
Senat“, dem imaginären und doch so realen Ensemble der 
jeweils aktiven und „ewig“ dann: aller ehemaligen Mitarbeiter 
des BVerfG – „Mitarbeiter“ hier absichtlich rein maskulin for-
muliert, weil der Dritte Senat damals wirklich noch erheblich 
männlich majorisiert war; das hat sich geändert..

Dieter C. Umbach war wissenschaftlich ausgewiesen ins-
besondere durch seine Dissertation „Das Unterhaus als ‚Grand 
Inquest’ – Die Untersuchungsinquisitionen des britischen Par-
laments. Geschichte und Verfahren der Royal Commissions, 

Select Committees and Tribunals 
of Inquiry“, Heidelberg (Diss.jur.) 
1978, aber auch durch Mitarbeit 
am Heidelberger Max-Planck-Ins-
titut für Ausländisches Öffentliches 
Recht und Völkerrecht, darüber hi-
naus und in Zusammenhang damit 
durch seine fachbezogenen fran-
zösischen und insbesondere eng-
lischen Sprachkenntnisse, letztere 
verfeinert nicht nur das Studium in 
Oxford und durch die Forschun-
gen zur Dissertation, sondern 
auch durch anwaltliche Tätigkeit 
in Großbritannien; nicht zu ver-
gessen: seine schier unendliche 
Kollegialität und Hilfsbereitschaft, 
seine Lust auf Kommunikation und 
Aktivität, ganz zu schweigen von 
seinem feinsinnigen und klugen 
(manchmal auch „very british“) Hu-
mor, seinem Lachen. 

Für „seine“ Verfassungsrich-
ter hat er Unermessliches schon 

im streng dienstlich definierten Bereich geleistet. Bei/für Zeid-
ler1 kommt etwa die spätere Herausgabe der Festschrift2 

hinzu. Schon in seiner Karlsruher Zeit hat Umbach darüber 
hinaus kollegial mit einer Nothilfe-Arbeit für das BVerfG be-
gonnen, für die dort heute ein Stab professioneller Mit- oder 
Zuarbeiter*innen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit sorgt: Er 
hat ausgesuchte Entscheidungen des Gerichts in Englische 
übersetzt und so mit den Grundstein gelegt für die heute nicht 
nur dem BVerfG so selbstverständliche europa- und weltwei-
te Vernetzung und den wechselseitigen Austausch unter den 
Obersten und Verfassungs-Gerichten bis hin zu rechtsver-
gleichenden Passagen und inhaltlichen Verknüpfungen in den 
Entscheidungen.

Weiter ist wichtig: Dieter Umbach hat das Kunststück 
fertiggebracht, gesuchter und geschätzter Diskussions- und 
Recherchepartner nicht nur „seines“ jeweiligen Verfassungs-
richters zu sein, sondern auch anderer Richterkollegen, direkt 
ober über deren Mitarbeiter.3 Letzteres ist mir z.B. noch geläu-
fig zu den Dezernaten Simon und Hesse, direkte persönliche 
Verbindungen bestanden u.a. mit den Verfassungsrichtern 
Benda, Steinberger, Hirsch und dessen Nachfolger Mahren-
holz. Die Leserin oder der Leser mag aus dieser – wie selbst-
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verständlich wirkenden – Aufzählung so unterschiedlicher 
Geister, übrigens auch sehr unterschiedlicher politischer Cou-
leur, ersehen, wie open minded Umbach war. Insbesondere 
mit Benda hat er später die Zusammenarbeit wissenschaftlich 
und rechtspolitisch weiter gepflegt. Das mag auch dadurch 
gefördert worden sein, dass er sich, als Benda noch segle-
rischer Anfänger war, auf dessen „etwas größerer“ Yacht als 
Skipper und Lehrmeister bewährt hat. Im Segeln ging die spä-
tere Kooperation bis hin zu einer Atlantiküberquerung (zusam-
men mit Freunden aus gemeinsamer Studienzeit Umbachs in 
Montpellier). 

Dieter C. Umbach war übrigens – das passt in das schon 
soeben gezeichnete Bild – gesucht bei mindestens drei par-
teinahen Stiftungen4 und führte für sie (und damit indirekt 
auch als Botschafter des BVerfG) u.a. viele Auslandsmissio-
nen durch.

Bei dem irgendwann dann doch auch für ihn fällig wer-
denden Ausscheiden aus dem Dienst als Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter beim BVerfG löste sich das Problem der An-
schlussverwendung für DCU auf unerwartete und elegante 
Weise: In Karlsruhe war er auf einer der schon damals selten 
gewordenen Stellen geführt worden, die die Länder in der 
Frühzeit des BVerfG dort eingerichtet hatten und vorhielten.5 
In seinem Falle war es eine Regierungsdirektorenstelle des 
Landes Rheinland-Pfalz. So hätte er an sich dort als Beam-
ter anfangen können, aber da er das Richteramt vorzog und 
dies für den Landeshaushalt kostenneutral war, wurde er 
rheinland-pfälzischer Sozialrichter. Bald war er Vorsitzender 
Richter am Landessozialgericht und alsbald auch noch, auf 
der Liste der Neuen Richtervereinigung aufgestellt und vom 
Vertrauen einer Vielzahl von Kolleg*innen getragen, Reprä-
sentant der Richter*innenschaft der Sozialgerichtsbarkeit des 
Landes Rheinland-Pf in Richterräten. 

Auch wissenschaftlich tat sich viel: Anknüpfend u.a. an 
die Auflösung des Deutschen Bundestages 1982, das hieran 
sich anschließende Verfahren vor dem BVerfG und dessen 
Entscheidung6 hatte Umbach seine Nürnberg-Erlanger Ha-
bilitationsschrift von 1987 zum Thema „Parlamentsauflösung 
in Deutschland. Verfassungsgeschichte und Verfassungspro-
zess“, Berlin/New York (de Gruyter) 1989 geschrieben und 
das gesamte Habilitations-Verfahren erfolgreich abgeschlos-
sen. Es folgten einige Lehrstuhlvertretungen7 und dann kam 
die Qual der Wahl: Er konnte zwischen den Rufen auf Lehr-
stühle nach Greifswald und Potsdam wählen. Greifswald 
wäre für ihn wegen der Übersichtlichkeit der Fakultät, der 
Kollegialität und der Aufbruchstimmung gewiss ideal gewe-
sen (auch für den Segler…), aber er entschied sich dann für 
Potsdam, was sich als Glücksfall herausstellte und in intensi-
ver Forschung und Lehre, kollegialer Zusammenarbeit auch 
über die Fakultätsgrenzen hinaus und einer Vielzahl von ihm 
betreuter Dissertationen in- und ausländischer8 Studierender 
niederschlug. Hervorgehoben sei: Die Beschreibung des öf-
fentlich-rechtlichen Lehrstuhls schloss ausdrücklich das deut-
sche und europäische Sozialrecht ein. 

Das Pendeln zur inzwischen vorhandenen Familie in Ett-
lingen (und in den Rest der Welt…) bewältigte er mit dem ihm 
eigenen Organisationstalent9. 

Spätestens an dieser Stelle ist es angebracht, soweit 
nicht schon geschehen, weitere wissenschaftliche Publikatio-
nen DCU’s anzusprechen10. Vorab möchte ich sagen: Sie ha-
ben immer mit der Praxis zu tun, der verfassungsrechtlichen 
zuvörderst. Ein opus magnum war schon der erste Band der 
Reihe, die mit „Mitarbeiterkommentare“ (MAK) auch gleich 
einen Markennamen erhielt: der 1992 erschienene, gemein-
sam mit Thomas Clemens herausgegebene Kommentar zum 
BVerfGG11, der zugleich als Handbuch bezeichnet wurde, 
enthielt er doch – ein absolutes Novum – zu einzelnen Fach-
gerichtsbarkeiten Einführungen in die Auswirkungen des Ver-
fassungsrechts für das Verfahrensrecht und das materielle 
Recht, dargestellt an der Rechtsprechung des BVerfG. Bei-
spielhaft sei der Beitrag von Gerhard Schlichtung zum Zivil-
recht und Zivilprozessrecht angeführt. Diese Publikation war 
nun „Dritter Senat pur“ in Zusammensetzung der Autor*innen 
und Inhalt! Bei dem großen Erfolg des Werks war es mehr 
als verständlich – dass alsbald (2004) eine zweite Auflage-
erschien. Zu diesem Zeitpunkt war schon „MAK II“ erschie-
nen, für mich der Höhepunkt: der zweibändige Kommentar 
zum Grundgesetz 200212, wieder von Umbach und Clemens 
herausgegeben. Er hätte m.E. zum Standardkommentar zum 
GG werden können. Das war ihm aber leider nicht vergönnt, 
insbesondere erlebte er keine weiteren Auflagen.

Die Mitarbeiter-Kommentare waren für die Fachwelt ge-
wissermaßen die (nunmehr die üblichen wissenschaftlichen 
und praktischen Literatur-Gattungen wahrende) Fortsetzung 
des „Nagelmann“ in anderer Form. Oder andersherum: Mit 
dem Nagelmann13 war DCU zusammen mit seinen Mitheraus-
gebern14 schon, in realsatirischer Form, eine Art Präludium zu 
den späteren Kommentaren gelungen.

Von den zahlreichen weiteren Publikationen des Verstor-
benen seien hier noch die Nachschlagewerke zu Staat und 
Gesellschaft genannt, die er im Bereich der schulischen und 
außerschulischen politischen Bildung geschrieben hat. Sie 
haben große Verbreitung gefunden und im Sinne der Demo-
kratiebildung und dabei insbesondere der Rechtskunde wich-
tige Impulse in der Lehrerbildung und in der Unterrichtspraxis 
gegeben. 

Besonders erwähnenswert erscheint mir auch noch ein 
Werk von 1981 „Extremisten und öffentlicher Dienst“15. Mit 
ihm hat Dieter C. Umbach dazu beigetragen, die seit Anfang 
der 70er Jahre aufgeheizte Diskussion zum Thema zu ver-
sachlichen und die Praxis in der Bundesrepublik auf ein ver-
fassungsverträgliches Maß zurückzubauen. 

Last not least: Mit zahlreichen – teils veröffentlichten, 
teils unveröffentlichten – Gutachten hat Umbach vor und hin-
ter den Kulissen der Politik wichtige verfassungsrechtliche 
Ratschläge und Hilfen gegeben.16

Auch nach der Emeritierung blieb DCU in Forschung und 
Lehre und insbesondere in der Betreuung von Doktoranden 
in Potsdam aktiv. Vor allem die – so will ich es nennen – inter-
nationale Sektion blieb bestehen, die er von Anfang an dort 
aufgebaut hatte, mit ganzen Gruppen von Doktorand*innen 
z.B. aus Georgien und – wie schon kurz angesprochen – aus 
Thailand. Zusätzlich hatte er ein international rechtlich und 
politisches gewichtiges Ehrenamt: in der Internationalen Or-
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ganisation für das Verbot chemischer Waffen in Den Haag, 
dazu (bis 2023) national (mehr in der Nähe der Lübecker 
und Greifswalder Segelreviere) ein Leitungs- und Schieds-
amt im kassenärztlichen medizinischen Versorgungssystem 
in Mecklenburg-Vorpommern. Noch zur Zeit im Professoren-
amt, 1998/99, war er Distinguished Visiting Professor an der 
Law School der Vanderbilt University in Memphis (Tennes-
see)/USA gewesen. 

In den letzten Jahren, vor allem noch „vor Corona“, hatte 
Dieter C. Umbach Gelegenheit, sein verfassungs- und verwal-
tungsrechtliches Wissen, seine Organisationsgabe und seine 
menschlichen Erfahrungen auf einem Gebiet und in einer Um-
gebung einzubringen, die noch einmal wieder viel Neues für 
ihn bereit hielten: Als Mitglied und Vorstand des Kirchenge-
meinderates seiner evangelischen Gemeinde in Ettlingen und 
als Autor in regionalen kirchlichen Blättern. Auch hier bleibt er 
ganz der Alte und dadurch jung: der Frieden in der Gemeinde 
gedieh, Bau und Haushalt der Gemeinde wurden und blieben 
stabil. Und eine seiner letzten verfassungsrechtlichen Wort-
meldungen17 nannte, Aufsehen erregend „in Kirchenkreisen“ 
und in der allgemeinen Öffentlichkeit hochbeachtet, einen 
Skandal beim Namen, den es zu beendigen gilt: die staatlichen 
Leistungen der Länder an die Kirchen, die sich „seit Weimar“ 
aus vorkonstitutionellen Zeiten bis heute durchschleppen.  *

Anmerkungen

1 Diese Zeit habe ich in Karlsruhe miterlebt. Ich war von 1980 bis 
1983 dort (bei BVR Dr. Hans-Justus Rinck). 
2Gemeinsam mit Walter Fürst und Roman Herzog: Fürst, Herzog, 
Umbach, Festschrift für Wolfgang Zeidler(Zwei Bände), Berlin/New 
York (de Gruyter) 1987; Redaktion: Dieter C. Umbach, unter Mit-
arbeit von Thomas Clemens und Alexander Jannasch.
3 Es mag in diesem Zusammenhang auch noch erwähnt werden, 
dass Dieter C. Umbach die erste (und damals einzige) Wohnge-
meinschaft von Mitarbeitern gegründet hat: Steinstraße 23, am Li-
dellplatz in der Karlsruher Altstadt. 
4 Konrad-Adenauer-Stiftung, Friedrich-Ebert-Stiftung und Friedrich-
Naumann-Stiftung.
5 Heute werden die Mitarbeiter*innen, soweit sie im Landesdienst 
stehen, nach Karlsruhe abgeordnet und verbleiben auf ihren Stellen 
im jeweiligen Land.
6 BVerfGE 62, 1.
7 Erinnerlich sind mir Marburg und Greifswald. Es mögen auch 
noch weitere gewesen sein (Freiburg? Potsdam?).
8 Wer je, wie etwa der Verfasser dieser Zeilen – in diesem Fall in 
Thailand – die Dankbarkeit nicht nur der Betreuten selbst, sondern 
auch der Familien erlebt hat, wird den Grad der wissenschaftlichen 
und menschlichen Begleitung bei der Anfertigung der Dissertation 
erahnen können. 
9 von demjenigen seiner Ehefrau, der Bildenden Künstlerin Gabrie-
le Umbach-Kuhnke, ganz zu schweigen…
10 was hier nur sehr kursorisch und ohne jeden Anspruch auf Voll-
ständigkeit geschehen kann, wofür ich um Verständnis bitte. 
11 Dieter C. Umbach/Thomas Clemens (Hrsg.), BVerfGG, Mitarbei-
terkommentar und Handbuch, Heidelberg (C.F. Müller) 1992. 

12 Dieter C. Umbach/Thomas Clemens, GG, Mitarbeiterkommentar 
(Zwei Bände) Heidelberg (C.F. Müller) 2002.
13 Dieter C. Umbach, Richard Urban, Roland Fritz, Horst-Eberhard 
Böttcher, Jochen v. Bargen, Das wahre Verfassungsrecht – Zwi-
schen Lust und Leistung, Baden-Baden (Nomos) 1984.
14 Er war dabei in jeder Hinsicht der Vater Nagelmanns: Von der Er-
findung der Figur über den Doppeltitel des Buches, den Lebenslauf 
und das Schriftenverzeichnis des Geehrten bis hin zu den Fotos. 
Wer außer DCU kommt schon auf die Idee, hier einige Fotos aus 
dem eigenen Familienalbum mit einer Unzahl von Bildern von den 
verschiedensten Flohmärkten zu kombinieren? Von den beglei-
tenden Aktionen zur Begleitung der Vorstellung des Buches und 
danach (Nagelmann-Plakat; Einweihung der Nagelmann -Allee in 
Baden-Baden!) ganz abgesehen; alles übrigens mit kongenialer 
Begleitung durch den legendären Verleger Volker Schwarz vom 
Nomos Verlag.
15 gemeinsam mit Ernst-Wolfgang Böckenförde und Christian To-
muschat, Baden-Baden (Nomos) 1981; der zweite, erläuternde Teil 
des Titels lautet: „Rechtslage und Praxis des Zugangs und der Ent-
fernung aus dem öffentlichen Dienst in Westeuropa, USA, Jugo-
slawien und der EG“.
16 Ein unveröffentlichtes Gutachten sei hier noch einmal ausdrück-
lich jedenfalls kurz benannt, weil es von bedrückender Aktualität ist: 
Das gemeinsam mit Benda verfasste Gutachten zum Umgang mit 
Richtern, die sich außerhalb des mit ihrem Amtseid gelobten Ver-
fassungsrahmens bewegen, und dabei insbesondere mit der Rich-
teranklage. Man könnte sagen: Damals das Problem: „Richter und 
Nähe zur NPD“, heute: „Richter*innen und AfD“. Einzelheiten hierzu 
bei Hans-Ernst Böttcher, Vorbemerkungen zu Art. 92 ff „Justiz in 
der Bundesrepublik – Richterbild, Justizstrukturen, Erforderlichkeit 
von Reformen“, in: Dieter C. Umbach, Thomas Clemens, GG (Mit-
arbeiterkommentar; s. Fn 11), Bd. II (Art. 38 – 146), S. 959 ff [961]; 
jetzt auch: ders., Von einem aufrechten Richter und anderen, in: 
SchlHAnz 10/2023, S. 361 ff [364] = Zweitabdruck der gleichnami-
gen Arbeit in: Heidi Beutin, Hans-Ernst Böttcher, Klaus Hornschu, 
Till Petersen (Hrsg.), Vor 100 Jahren – Der Vertrag von Rapallo, 
Dähre (Ossietzky Verlag) 2023.
17 Übrigens eine vorbildliche Darstellung eines hochkomplexen 
verfassungsrechtlichen Problems in verständlicher Sprache.
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posten und posten lassen
49. Richter*innenratschlag | 28.–30.11.2025 | Bad Boll

Justiz und Social Media

Justiz und Social Media
Social Media sind heute aus der Gesellschaft nicht mehr weg-
zudenken. Auch die Justiz ist mehr und mehr damit befasst. Ei-
nerseits mit den Bemühungen, Hass, Hetze und Kriminalität im 
Netz strafrechtlich, ordnungsrechtlich oder auch zivilrechtlich 
zu unterbinden, andererseits aber auch mit Angriffen auf die 
Justiz in Form von Shitstorms oder Falschinformationen. Was 
richtige und falsche Informationen sind, wird immer schwieri-
ger festzustellen, weil künstliche Intelligenz immer weiter fort-
schreitet und auf vielen Plattformen eine Richtigkeitskontrolle 
nicht mehr stattfinden soll.

Gerichte werden ferner dazu genutzt, Aktivisten mit hohen 
Schadensersatzforderungen zu disziplinieren.

Auch wir Richter*innen und Staatsanwält*innen bewegen uns 
privat im Netz, aber auch immer mehr beruflich. Als Bürger 
in Robe dürfen wir uns äußern, allerdings stellt sich hier in 
spezifischer Weise die Frage nach den Grenzen dieser Äuße-
rungsfreiheit.

Schließlich sind Gerichte auch Teil der Gesellschaft und kön-
nen sich in ihrer Öffentlichkeitsarbeit nicht von sozialen Medien 
abkoppeln. Allerdings steht diese Form der gesellschaftlichen 
Kommunikation noch ganz am Anfang und muss unbedingt ver-
bessert werden.

Mit dieser Bandbreite an Themen wollen wir uns auf dem 
Richter*innenratschlag in Bad Boll in Form von Vorträgen und 
Arbeitsgruppen beschäftigen.

Wir freuen uns auf zahlreiche Teilnahme.

Das Vorbereitungsteam des 49. Richter*innenratschlags

Die Arbeitsgruppen
1 | Kommunikationsfreiheiten unter Druck! 
Grenzen des Sagbaren und mögliche Handlungsbedarfe

2 | Kommunikation „durch“ und „über“ die Gerichte

3 | Die Gedanken sind frei – bis sie online gehen?  
Regulation berufsspezifischer Äußerungen in Deutschland
und Europa

4 | Wer reguliert hier wen?

5 | SLAPPs und andere Formen juristischer Aggression

6 | Komm mit in den Kaninchenbau!

Aus dem Programm

Freitag, 28.11.2025

19.45 Uhr 	 Vortrag | Desinformation – Koordinierte 		
					    Irreführung und gesellschaftliche Risiken
					    Lea Frühwirth, Senior Researcher Desinformation
					    CeMAS Center für Monitoring, Analyse und  
					    Strategie			  	 	
					    anschließend Vorstellung der Arbeitsgruppen

Samstag, 29.11.2025

09.00 Uhr		 Vortrag | Hate Speech und Justiz – Persönlich- 
					    keitsverletzungen aus anwaltlicher Perspektive 
					    Verena Haisch, Rechtsanwältin, Vizepräsiden- 
					    tin des Deutschen Juristinnenbundes			  	 	
11.00 Uhr		 Arbeitsgruppen			  	 	
13.30 Uhr		 Führung durch den literarischen Salon der Villa 		
					    Vopelius

Sonntag, 30.11.2025

10.00 Uhr		 Vortrag | Gegenrechtsschutz – Beispiele 
						    erfolgreicher Interventionen
					    Hannah Vos und Janik Jaschinski, 
					    FragdenStaat e.V.			  	 	
11.30 Uhr		 Berichte aus den Arbeitsgruppen

Kosten und Anmeldung
Die Kosten der Teilnahme am Richter*innenratschlag 2025 
einschließlich Unterkunft und Verpflegung betragen im Einzel-
zimmer 290,- €, für Proberichter und Teilzeitkräfte ermäßigt 
250,- €, und im Doppelzimmer 250,- €, ermäßigt 210,- €. 
Ohne Unterkunft beträgt der Preis 140,- €.

Anmeldungen bitte auf folgender Seite: 
www.richterratschlag.de. 

Rückfragen und weiterer Kontakt: 
Nicolai Growe, richterratschlag@posteo.de

Tagungsort ist die Evangelische Akademie Bad Boll 
Akademieweg 11, 73087 Bad Boll

Hinweise zur Anreise finden sich hier:
www.ev-akademie-boll.de/service/anfahrt/



Die Neue Richter*innenvereinigung 

wurde am 07. März 1987 in Frankfurt am Main gegründet. Sie will gesellschaftskritischen Richterinnen und Richtern, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälten als Berufsvereinigung dienen.

Die Gründung der Neuen Richter*innenvereinigung wurde möglich, weil die Justiz in der Bundesrepublik in ihrer Zusam-
mensetzung pluralistischer wurde und nun in der Justiz – obwohl immer noch überwiegend konservativ – alle Richtun-
gen und Lebenshaltungen vertreten sind. Nicht wenige Kolleginnen und Kollegen sind in Bürgerinitiativen, Hilfsorgani
sationen, Verbänden und Parteien tätig, beispielsweise um Hochrüstung und Zerstörung der natürlichen Umwelt, Folter 
und politische Verfolgung zu bekämpfen. 

Die Gründung der Neuen Richter*innenvereinigung wurde nötig, weil die traditionellen richterlichen und staatsanwalt-
lichen Standesvereinigungen, wiewohl verjüngt und flexibler, in konservative Bündnisse eingebettet und nicht selten vor 
Ort unkritische Stützen der Justizverwaltungen sind. 

Die NRV tritt namentlich ein für

•  die innere Demokratisierung von Gesellschaft und Justiz,

•   den Schutz von Minderheiten und die Bewahrung der Lebensgrundlagen,

•   die Beachtung der Menschenrechte und Grundrechte,

•   sozial ausgewogene Lösungen im materiellen und Verfahrensrecht im Interesse der Rechtssuchenden.

Insbesondere engagiert sich die NRV für die Unabhängigkeit der Justiz von Einflüssen, die die Justizgewährung für die 
Bürger beeinträchtigen könnten. Darauf bauen auf

•   die grundlegenden Entwürfe der NRV für eine möglichst hierarchiefreie Justizstruktur als eigenständige 	      
      dritte Staatsgewalt,

•   die Forderung nach hinreichenden Arbeitsbedingungen,

•   die Konzepte zum Richterbild mit Konsequenzen für Ausbildung und Einstellungsverfahren.

Mitglieder der Neuen Richter*innenvereinigung engagieren sich daher oft justizintern in Gremien (Richterräten, Präsidial-
räten). Nach anfangs nicht unerheblichen Widerständen aus den Reihen der Justizverwaltungen wird die Neue Rich-
tervereinigung mittlerweile als Berufsvereinigung anerkannt und auf Bundes- und Landesebene bei Gesetzgebungs
vorhaben gehört. So ist es unter anderem der nachdrücklichen Einflussnahme der NRV zuzuschreiben, dass mit dem 
Gesetz zur Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit zum Jahreswechsel 1999/2000 das Vorsitzendenquorum in den 
Präsidien entfallen ist und die Geschäftsverteilung in den Spruchkörpern nicht mehr durch den Vorsitzenden, sondern 
durch Mehrheitsentscheidung geregelt wird.

Organisatorisches

Die Neue Richter*innenvereinigung ist auf Bundesebene 
als eingetragener Verein (mit Sitz in Frankfurt am 
Main, VR 9017) organisiert und wird nach außen 
durch seinen Vorstand vertreten (Bundesvorstand). 

In den Bundesländern tritt die NRV nach außen durch 
Landesverbände auf, die durch Landessprechergremien reprä-
sentiert werden, die in Landesmitgliederversammlungen gewählt werden.

Für bestimmte Themenbereiche hat die NRV für sachbezogene Arbeit bundesweite Fachgruppen gebildet. Jährlich – 
meist Anfang März – findet eine Bundesmitgliederversammlung statt, alle zwei Jahre wird der Bundesvorstand gewählt. 
Dem Bundesvorstand ist ein in Berlin eingerichtetes Sekretariat zugeordnet, das für Außenstehende wie für Mitglieder 
als Anlaufadresse dient und verbandsinterne administrative Aufgaben erledigt. 

bb@neuerichter.de

NRV-Mitgliedschaft: Im ersten 

Jahr beitragsfrei! NRV-Mitglieder

 erhalten Betrifft JUSTIZ kostenlos. 

www.neuerichter.de
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